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I. Kapitel 

Einleitung 



§ 1. Geschichtliches 

I. Das Deutsche Reich war im Mittelalter und zu Begiun 
der Neuzeit ein monarchischer Einheitsstaat 1 ). Im Gegen- 
sätze zu Frankreich und Eugland, denen es gelang, sich staat- 
lich zu konsolidieren, trug freilich das Deutsche Reich von 
Anfang an den Keim der Auflösung in sich, und zwar vollzog 
sich dieser Auflösungspiozess im Anschlüsse an die Ausbildung 
der Landeshoheit, die die Grundlagen des alten Reiches voll- 
ständig veränderte 2 ). 

Die eigentliche staatliche Tätigkeit und damit die Ent- 
wicklung und Durchführung eines selbständigen, geordneten 
Finanzwesens ging schon frühzeitig vom Reiche auf die immer 
mehr erstarkenden Territorien über, aus denen sich dann in 
der Folgezeit die deutschen Einzelstaaten entwickelten. Zu 
einer selbständigen Reichsfinanzwirtschaft ist es nie 
gekommen 3 ). Eine Einnahmequelle des Reiches nach der 
anderen ging auf die Reichsstände über. Vergeblich hatte 
Kaiser Karl V. auf dem Nürnberger Reichstage 1522/23 den 
letzten Versuch gemacht, das Reichsfiuanzwesen zu ordnen. Er 



') Vgl. Gg. Meyer-(Anschütz) S. 66 ff. 

J ) Brunner in Hultz. Enz. 6. A. 1904 Bd. I S. 205 ff., 221 ff., 229 ff., 
262 ff., 275 ff. T 281 ff. 

•) Vgl. Schröder, Rechbigeschichte S. 388 fr., 520 ff., 781 ff., 837 ff., 
878 ff; Lehmann in v. Birknicyers Enzykl. 2 A. Berlin 1904 S. IHÖff, 220 ff., 
225, 228, 232. 

Speck, Kelchs- and LandeflHiianzeii 1 
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wollte im ganzen Reiche das Grenzzollsystem einführen, d. h. 
die Zollinien an die Reichsgrenzen verlegen und einen allge- 
meinen Reichsgrenzzoll von 4 °/o vom Einkaufspreise aller ein- 
und auszuführenden Waren mit Befreiung der unentbehrlichen 
Lebensbedürfnisse wie Getreide, Wein, Bier, Leder, Zug- und 
Schlachtvieh einführen *). Der Plan scheiterte am Widerstande 
der Städte. 

Allgemeine Reichssteuern wurden in ausserordentlichen 
Fällen von den Reichsständen bewilligt, konnten sich aber als 
dauernde Einrichtung nicht behaupten. Die einzige ständige 
Reichssteuer waren die seit 1548 zur Erhaltung des Reichskammer- 
gerichts in der Form von Matrikularumlagen von den Reichs- 
ständen erhobenen Kammerzieler. Die ausserordentlichen Reichs- 
steuern erschienen in der Form des gemeinen Pfennigs, der von 
allen Reichsuntertanen gezahlt werden musste. Da jedoch bei 
dieser Erhebungsmethode die Einnahmen sehr unregelmässig ein- 
gingen, wurden in späterer Zeit die bewilligten und aufzu- 
bringenden Summen in Anschlägen auf die Reichsstände um- 
gelegt, wobei die Wormser Reichsmatrikel von 1521, welche 
ursprünglich für den Ronierzug Karls V. aufgestellt worden war, 
als Verteilungsmassstab diente. Daher wurden die Beiträge der 
Reichsstände auch Römcrmonate genannt 2 ). 

Mit dem Westfälischen Frieden (1648) war der Sieg der 
Territorialgewalten über das Reich entschieden. Das Reich 
wurde durch die im Friedensschlüsse anerkannte Souveränität 
der Landesherrn faktisch aufgelöst, wenn es auch noch bis zu 
seiner am 6. August 1806 erfolgten definitiven Auflösung eine 
Scheinexistenz weiterführte. Die äussere Form des Reiches war 
bis dahin immer noch die eines Staates, wenn ihr auch Pufen- 
dorf mit Recht den Vorwurf der Monstrosität machte. Er 
bezeichnete das Reich geradezu als irreguläre aliquod corpus et 
monstro simile. 

II. An die Stelle des alten Reiches trat, nachdem die Stürme 
der Befreiungskriege ausgetobt hatten, und der Rheinbund eben- 



') v. Mayr bei Stengel II S. 940, Sommerlad S. 989. 
*) Vgl. Nugliach, ferner v. Klieherg bei Conrad III S. 955 ff., 
Schäffk\ Steuern II S. 473 ff., Literatur bei Schaffte, Steuern II S. 621 ff. 
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so schnell wieder verschwunden wie er entstanden war, der 
deutsche Bund. Er beruhte auf der deutschen Bundesakte vom 
8. Juni 1815 und der Wiener Schlussakte vom 15. Mai 1820') 
und war ein Staatenbund, d. h. ein völkerrechtlicher Verein 
der deutschen souveränen Fürsten und freien Städte zur Be- 
wahrung der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit ihrer im 
Bande begriffenen Staaten und zur Erhaltung der inneren und 
äusseren Sicherheit Deutschlands 2 ). 

Das Finanzwesen des Bundes war das für den Staaten- 
bund typische; es beruhte ausschliesslich auf der Matriknlar- 
beitragspflicht der einzelnen Staaten. Art. 2 der WSA. bestimmte: 

Da zur Erreichung der Zwecke und Besorgung der An- 
gelegenheiten des Bundes von der Gesamtheit der Mitglieder 
Geldbeiträge zu leisten sind, so hat die Bundesversammlung 

1. den Betrag der gewöhnlichen verfassungsmässigen Aus- 
gaben, soweit solches im allgemeinen geschehen kann, 
festzusetzen; 

2. in vorkommenden Fällen die zur Ausführung besonderer, 
in Hinsicht auf anerkannte Bundeszwecke gefassten Be- 
schlüsse erforderlichen ausserordentlichen Ausgaben und 
die zur Bestreitung derselben zu leistenden Beiträge zu 
bestimmen; 

3. das matrikularmässige Verhältnis, nach welchem von den 
Mitgliedern des Bundes beizutragen ist, festzusetzen; 

4. die Erhebung, Verwendung und Verrechnung der Beiträge 
anzuordnen und darüber die Aufsicht zu führen. 

Die Beiträge der einzelnen Staaten flössen in die Bunde s- 
kanzleikasse zur Bestreitung der Ausgaben für die Bundes- 
kanzlei — hierfür leistete jede der 17 Stimmen des engeren 
Rates einen gleichmässigen Beitrag - und in die Bundes- 
matrikularkasse zur Bestreitung aller übrigen Ausgaben des 
Bundes 3 ). Die Beiträge der einzelnen Staaten zur Matrikular- 



') Abgedruckt bei Rauchalles S. 289 ff. Zeuraer, Qnellensaramlung 
S. 469 ff. 

') Art. I WSA.; vgl. (5g. Meyer a.a.O. 8. 112ff. 

■) G. v. Meyer, Corpus iuris confoederationis (iertuanicae Bd. II S. 189, 
Regulativ vom 21. Juli 1827, ßiiiulcübeschlflsse vom 14. Oktobor 1830 uud 
27. Januar 1831, (». v. Meyer a. a. 0. S. 219 

■ * 

1* 
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kasse waren nach der durch die Bundesmatrikel (ursprünglich l ) 
vom 20. August 1818, zuletzt 2 ) vom 26. Januar 1860) fest- 
gestellten Bevölkerungsziffer abgestuft. 

III. Der deutsche Bund mit seiner rein äusserlichen Ver- 
bindung der deutschen Staaten konnte naturgemäss weder in 
politischer noch in wirtschaftlicher Beziehung das Bedürfnis des 
deutschen Volkes nach Beseitigung der traurigen Zerrissenheit 
des Vaterlandes und nach Zusammenfassung der Nation zu 
kraftvoller Einheit befriedigen. Die infolgedessen immer von 
neuem hervortretenden Einiglingsbestrebungen sollten zuerst in 
wirtschaftlicher Hinsicht von Erfolg gekrönt sein; sie führten 
zur Gründung des deutschen Zollvereins 8 ) zu Anfang der 
30er Jahre des vorigen Jahrhunderts. 

Auf diese zollpolitische Vereinigung der deutschen Staaten, 
in der die deutsche Einheit, wie Mejer J ) sagt, unter Preußens 
Führung Gestalt gewann, die lange vor der durch die Reichs- 
gründung erfolgten politischen Einigung des deutschen Volkes 
den wirtschaftlichen Zusammenschluss desselben herbeiführte 
und wirtschaftlich und politisch die Vorstufe 5 ) für das Reich 
bildete, muss hier näher eingegangen werden, da viele ihrer 
Einrichtungen ins Reich herüber genommen und zahlreiche Be- 
stimmungen ihrer Verträge durch Artikel 40 der Reichsverfassung 
in Kraft erhalten worden sind. 

Durch die 1806 erfolgte Auflösung des heiligen römischen 
Reiches deutscher Nation ü ) und die dadurch in Deutschland ein- 
getretene Zersplitterung in 40 souveräne Staaten, die sich gegen- 
seitig in zoll- und handelspolitischer Beziehung als Ausland be- 
handelten und die verschiedensten Zoll- und St euer Verfassungen 

») G. v. Meyer S. 69. 
») Ebendort B«1. III S. 10. 

*) Vgl. über den Zollverein Weber, v. Festenberg - Packisch, 
Nebenius, Sommerlad, v. JJelow, Bezold bei Hluntscbli, Matby, 
Scbröder, Wagner, Melle in v. Holuendorff* Völkerrecht III S. 102 ff., 
v. Kirchenheim 8. 70 ff., v. Seydel, Staatsrecht II S.ölSff., v. Aufsess- 
Wiesinger S. 4 ff., Sehäff le f Steuern II S. 027 ff. 

4 ) Mejer 8. 314 ff, vgl. Jastrow S. 247 ff. 

*) Laband, Staatsrecht IV S . IW4. 

*) Vgl. ilie Erklärung des Kaisers Franz II. über die Niederlegnng der 
deutschen Kaiserkrone bei Zeumer a. a O. S 407 
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besassei), wurde Handel und Verkehr in der ärgsten Weise belästigt 
und gehemmt. Da ferner die einzelnen Staaten im Gegensatze 
zu früher durch die Zollgesetzgebung nicht mehr allein finanzielle 
Zwecke verfolgten, sondern durch Ein- und Ausfuhrverbote die 
heimische Industrie zu schützen suchten, so führten diese Mass- 
regeln zu beständigen Zollkriegen zwischen den einzelnen deutschen 
Staaten. Weber l ) schildert diese unerfreulichen Verhältnisse spe- 
ziell in Preussen folgendermassen : „Preussen teilte mit dem übrigen 
Deutschland eine Zollorganisation, wie selbe eigentümlicher und 
toller gar nicht gedacht werden konnte. Nicht weniger als 
einige sechzig verschiedene Zollsysteme, Tarife u. dgl. mit 
ebenso zahlreichen Zollschranken und Zollgrenzen bestanden 
innerhalb der preussischen Gebiete; fast jede Stadt war durch 
eine Akzise wieder vom Lande getrennt, aller Verkehr zwischen 
einzelnen Teilen durch die lästigsten Plackereien und Kontrollen 
gehemmt. In der einen Provinz, selbst in einem Teile derselben 
war die Einführung von Produkten und Fabrikaten erlaubt, 
in anderen entweder ganz verboten oder mit schweren Tarifen 
belastet. Während in den westlichen Provinzen, der west- 
fälischen Mark, in Minden, Tecklenburg und den Rheingegenden, 
soweit sie damals zum preussischen Staate gehörten, beinahe 
alle fremden Gegenstände, insbesondere auch alle englischen 
Fabrikwaren frei oder gegen massige Abgaben eingeführt werden 
durften, war für die östlichen Provinzen rechts der Elbe die 
Steuerfreiheit einzelner Gegenstände eine besondere, seltene 
Ausnahme und das Prohibitivsystem die Regel. Und ganz ähnlich 
war es in allen deutschen Staaten". 

Diese unhaltbaren Zustände liesscn bei verschiedenen 
deutschen Regierungen die Erkenntnis reifen, dass hier end- 
gültig Wandel geschaffen werden müsse, wenn man nicht dem 
wirtschaftlichen Ruine entgegengehen wollte, zumal durch den 
plötzlichen Aufschwung der Produktion in England nach Auf- 
hebung der Kontinentalsperre im Jahre 1812, deren Erzeugnisse 
besonders den deutschen Markt fiberschwemmten, eine Kon- 
kurrenz entstanden war, der die kleinen deutschen Staaten in 
keiner Weise gewachsen waren. 

') Weber a. a. O. S. 2 ff.; Aegidi a. a. 0. S. 4. 
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Der von Preussen bei den Beratungen über die Bundesakte 
gemachte Vorschlag, das ganze Zollwesen dem Bunde zu über- 
tragen, fand nicht die Zustimmung der Regierungen. Es wurde 
lediglich in die Bundesakte die Bestimmung aufgenommen, dass 
die Bundesglieder sich vorbehalten, bei der ersten Zusammen- 
kunft der Bundesversammlung in Frankfurt a. M. wegen des 
Handels und Verkehrs zwischen den verschiedenen Bundes- 
staaten in Beratung zu treten 1 ). Die Hoifnungen, die man in 
Hinblick auf diese Bestimmung auf den Bundestag setzte, 
mussten jedoch schon deshalb getäuscht werden, weil zu einem 
Beschlüsse über „organische Bundeseinrichtungen und gemein- 
nützige Anstalten sonstiger Art", wozu jede von Bundes wegen 
erfolgende Regelung der Zoll- und Handelsverhältnisse gehörte, 
Stimmeneinheit erforderlich war 2 ), welche sich bei dem wirt- 
schaftlichen Gegensatze zwischen Österreich und dem übrigen 
Deutschland, namentlich Preussen niemals erreichen Hess. 

Zunächst wandten sich die einzelnen Staaten der Aufgabe 
zu, ihre Zoll- und Steuersysteme einer gründlichen, zeitgemässen 
Reform zu unterziehen. So hob Bayern 1807, Württemberg 1808 
und Baden 1812 die Binnenzölle auf und führte das Grenzzoll- 
system ein, wodurch völlige Freiheit des inneren Verkehrs ge- 
schaffen wurde. Preussen folgte mit dem grundlegenden Gesetze 
vom 26. Mai 1818 3 ), in Kraft seit 1. Januar 1819, wodurch das 
Grenzzollsystem mit einem allgemeinen Grenzzolltarife einge- 
richtet, die inneren Zollschranken,- vor allein die Binnenzölle 
beseitigt und das Hauptgewicht auf die Besteuerung aus- 
ländischer, nicht dem Verbrauche der Massen dienender Kon- 
sumtionsgegenstände gelegt wurde. 

Ein im Jahre 1819 unternommener Versuch, von Bundes 
wegen die Zollverhältnisse zu regeln, scheiterte an dem ener- 
gischen Widerspruche Preussens, das nun im Gegensatze zu 
seiner früheren Haltung betonte, dass diese Angelegenheiten 



') Art. XIX der deutschen Buudesakte vom 8. Juni 1815 bei Zeumer 
a. a. 0. S. 474, Rauchalles a. a. 0. S. 302. 

2 ) Vgl. v. Stengel in (iustav Schinollers Jahrbuch S. 11, Wiener Schluss- 
akte Art. 13 bei Rauchalles S. 310. 

3 ) Preuss. (jiesctzsammlung von 1818 S. f>5 ff. . Weber a. a. 0. S. 4 ff., 
Arndt, Reichsverfassung S. 208 ff. 
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der freien Vereinbarung der einzelneu Bundesstaaten überlassen 
bleiben müssten 1 ). Dies war auch, wie die Folgezeit glänzend 
bestätigt bat, der einzige Weg, um das grosse Ziel, das Preussen 
vorschwebte, nämlich in einem grossen Zollbündnisse alle deut- 
schen Staaten mit Ausschluss von Österreich unter seiner Führung 
zu vereinigen, zu erreichen. 

Den süddeutschen Staaten, vor allem Bayern und Württem- 
berg, gebührt das Verdienst zuerst in dieser Richtung energisch 
vorgegangen zu sein. 

Am 12. April 1827 kam zwischen diesen beiden Staaten 
nach längeren Verhandlungen eine Vereinbarung zur Bildung eines 
gemeinsamen Zoll- und Handelssystems zustande 2 ). 

Die Weiterverhandlungen führten zum Zollvereinsvertrage 
vom 18. Januar 1828 zwischen den beiden Kontrahenten 3 ), der 
am 1. Juli 1828 in Kraft trat, und dem sich im Herbste 1828 
noch die Hohenzoll einschen Fürstentümer anschlössen. 

Unterdessen hatte Preussen mit vieler Mühe den Anschluss 
der in sein Gebiet einspringenden und von demselben um- 
schlossenen kleinen norddeutschen Staaten an sein Zollsystem 
durchgesetzt und so sein Zollgebiet abgerundet 4 ). Am 14. Fe- 
bruar 1828 schloss es mit Hessen-Darmstadt einen Zollvereins- 
vertrag 6 ), der gleich dem bayerisch-württembergischen am 1. Juli 
1828 Geltung erlangte. 

Die Verschmelzung der beiden Vereine war jetzt nur mehr 
eine Frage der Zeit, wurde aber durch die am 24. September 
1828 erfolgte Gründung des sog. Mitteldeutschen Handels- 
vereins 6 ) zwischen Hannover, Kurhessen, Sachsen und einigen 
anderen nord- und mitteldeutschen Staaten eine Zeitlang ver- 
zögert. Dieser Verein schob sich nämlich wie ein Keil zwischen 
die Zollgebiete Preusseus und Hessen -Darmstadts einer- und 



l ) v. Festenberg-Packiich S. lßl ff., Aegidi 8. 35, 86. 

J ) Weber S. 48 ff., Bayr. Regierungsblatt 1827 S. 289 ff. 

*) Bayr. BegBl. 1828 S. 49 ff. Die Pfalz wurde erat am 23. November 
1829 in das gemeinsame Zollgebiet aufgenommen, Weber S. 51 ff. , Bayr. 
RegBl. 1829 S. 873 ff. 

4 ) Weber S. 53 ff., v. Festenberg S. 169 ff. 

6 ) Weber S. 61 ff. 

•) Weber S. 67 ff. 
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Bayerns und Württembergs andererseits. Die Absicht seiner 
Grüuder war auch, die zoll- und handelspolitische Vereinigung 
von Nord- und Stiddeutschland zu verhindern, weil sie dadurch 
in wirtschaftliche und politische Abhängigkeit von Preussen zu 
kommen befürchteten, wobei sie in ihren Bestrebungen von Eng- 
land, Frankreich und namentlich von Österreich, welche die wirt- 
schaftliche Erstarkung Deutschlands und vor allem Preussens 
aus politischen Gründen mit Misstrauen verfolgten, begünstigt 
wurden. Glücklicherweise war jedoch der Bestand dieses Vereins 
nur von kurzer Dauer, denn schon am 25. August 1831 trat 
Kurhessen dem preussisch-hessischen Vereine bei, wodurch der 
mitteldeutsche Handelsverein gesprengt wurde 1 ). Dadurch war 
man dem allgemeinen Ziele, eine Verschmelzung der beiden Zoll- 
vereine herbeizuführen, um einen bedeutenden Schritt näher ge- 
kommen, zumal schon am 27. Mai 1829 ein Handelsvertrag 
zwischen ihnen zustande gekommen war'-). Die seitdem eifrig 
in diesem Sinne fortgesetzten Verhandlungen waren auch endlich 
von Erfolg gekrönt. Am 22. März 1833 wurde jener denk- 
würdige Zoll vereinigungs vertrag 3 ) abgeschlossen, durch 
den der grosse deutsche Zollverein ins Leben gerufen 
wurde. Das heiss ersehnte Ziel war trotz der eifrigsten Iutriguen 
Englands und Österreichs 4 ) somit endlich erreicht. Am 30. März 
1833 erfolgte der Beitritt Sachsens 5 ), am 11. Mai 1833 der des 
Thüringischen Zoll- und Handelsvereins 6 ), welcher sich aus 
preussischen Gebietsteilen und den kleinen mitteldeutschen 
Staaten zusammensetzte. Am gleichen Tage wurde zwischen 
den Vereinsstaaten das jetzt noch gültige Zollkartell 7 ) abge- 
schlossen. Der neue Vertrag trat am 1. Januar 1834 in Kraft, 
und unter grossem Jubel der Bevölkerung fielen an diesem Tage 

') Aegidi S. 125. 

*) Bayr. RegBl. 1829 S. 553 ff., Weber S. 73 ff. 

3 ) Weber S. 92 ff., 113 ff., Pochhaminer S. 16 ff., Zollvereiusvertrage 
Bd. I S. 1 ff.. Bayr. RegBl. 1833 S. 1023 ff. 
*) Weber S. 104 ff. 

6 ) Zollvereinsvertrüge Bd. I 8. 112, Bayr. RegBl. 8. 1263 ff. 
•) Ebendort Bd. I 8. 177, Bayr. RegBl. 1833 8. 1303 ff. 

7 ) Annaleu 1868 S. 125. Bayr RegBl. 1K33 S. 1343 ff, Württemberg. 
RegBl. 8 431 ff 
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alle noch vorhandenen Schlagbäume und Zollschranken im Innern 
der Vereinsstaaten *). 

Der deutsche Zollverein war eine völkerrechtliche 
Vereinigung souveräner Staaten zwecks gemeinschaft- 
licher Regelung der Zoll- und Handelsverhältnisse. Tu 
seiner Verfassung auf dem preussischen Gesetze vom 26. Mai 
1818 beruhend, schuf er innerhalb der Vereinsstaateu *): 

1. Ein gemeinsames Zollgebiet, bestehend aus den Ge- 
bieten sämtlicher Vereinsstaaten — die Grösse des Ver- 
einsgebietes betrug damals 7730 Quadratmeilen mit 
23478129 Einwohnern 3 ); 

2. Ein übereinstimmendes einheitliches Zollsystem mit 
gleichem Tarife für Ein-, Aus- und Durchgangsabgaben 
unter Beseitigung aller Binnenzölle, Stapel- und Um- 
schlagsrechte ; 

3. Vollkommene Handels- und Verkehrsfreiheit mit Aus- 
nahme von Salz, Spielkarten, patentierten und mit Aus- 
gleichungsabgaben 4 ) belasteten Gegenständen; 

4. Gemeinschaftlichkeit der Zolleinnahmen unter Ver- 
teilung derselben auf die Vereinsstaaten nach Massgabe 
ihrer Bevölkerung. 

Als Vereinsorgan fungierten Generalzollkonferen- 
zen 5 ), die jährlich im Juni zusammentreten sollten. Zu ihrer 
Zuständigkeit gehörte : 

a) die Verhandlung über alle Beschwerden und Mängel in 
beztig auf die Ausführung des Grundvertrages usw., soweit 
dieselben nicht bereits durch die darüber zwischen den 
Ministerien der Vereinsstaaten geführte Korrespondenz er- 
ledigt worden sind; 



») Weber S. 118. 

*) Art. 4, 6, 7 und 11 des Vertrages vom 22. März 1833, Zollvereins- 
verträge Bd. I S. 1 ff., Pochhammer S. 1« ff 

8 ) v. Aui'sess-Wiesinger S. 12, Stutist. Jahrb. 1891 S. 4. 

*) Von Bier, Branntwein, Tabak, Traubenmost, Wein und geschrotenem 
Malz durften beim Übergänge von einem Vereinsstaate in einen anderen nach 
Art. 11 wegen der verschiedenen inneren Besteuerung dieser Gegenstände bis 
zur Herstellung eiuer einheitlichen Gesetzgebung und Besteuerung Ergänzungs- 
oder Ausgleichungsabgaben erhoben werden. 

s ) Erste Will und letzte, 15., 1H63 in München. 
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b) die definitive Abrechnung zwischen den Vereinsstaaten 
Uber die gemeinschaftlichen Zolleinnahraen — zur Vor- 
bereitung der definitiven Abrechnung bestand in Berlin 
das Zentralbureau; 

c) die Beratung über Wünsche und Vorschläge einzelner 
Staatsregierungen zur Verbesserung der Verwaltung; 

d) die Verhandlungen über Abänderungen des Zollgesetzes, 
Zolltarife«, der Zollordnung und Verwaltungsorganisation, 
überhaupt über die zweckmässige Entwicklung und Aus- 
bildung des gemeinsamen Zoll- und Handelssystems 1 ). 

Die Beschlüsse der Generalzollkonferenzen, zu denen eben- 
so wie zum Zentralbureau in Berlin jeder Vereinsstaat einen 
Bevollmächtigten entsenden konnte, hatten in rechtlicher Be- 
ziehung den Charakter vertragsmässiger Vereinbarungen und 
mussten nach dem den Zollverein beherrschenden völkerrecht- 
lichen Prinzipe der völligen Gleichberechtigung aller Vereins- 
staaten einstimmig gefasst werden, so dass jede Majorisierung 
durch Mehrheitsbeschluss ausgeschlossen war. Dies erschwerte 
in vielen Fällen die gedeihliche Entwicklung des Vereins ausser- 
ordentlich, da der kleinste Staat ganz nach freiem Beliebeu 
jeden Beschluss verhindern konnte. Ausserdem bedurften diese 
Beschlüsse, um rechtsverbindliche Kraft zu erlangen, jeweils 
noch des Vollzuges seitens der massgebenden vereinsstaatlichen 
Faktoren. 

In der Folgezeit schlössen sich dem Vereine noch eine 
Anzahl anderer deutscher Staaten an, wie Hessen-Homburg am 
20. Februar 1835 B ), Baden am 12. Mai 1835 3 ), Nassau am 10. De- 
zember 1835 4 ) und Frankfurt am 2. Januar 1836 5 ). Zwischen 
Hannover, Braunschweig und Oldenburg kam am 1. Mai 1834 
bzw. 7. Mai 1836 ein neuer Steuerverein zustande 6 ). 

Am 8. Mai 1841 wurde zwischen den Vereinsstaaten der 



') Art. 29, 33 und 34 des Vertrages vom 22. März 1833. 
') Weber S. 143. 

3 ) Zollvereinsverträge Bd. II S. 1 rT., v. Festenberg S. 197 IT., Weber 
S. 119 ff. 

*) Ebendort Bd. II S. 200ff., v. Festeiiberg S. 199 ff., Weber S. 137 ff. 

4 ) Ebendort Bd. II S. 269 ff, Weber 130 ff, v Festeuberg S. 201 ff. 
«) Weber S. 272 ff. 
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Grundvertrag vom 22. März 1833 mit allen Anlagen, Protokollen 
usw. mit der Massgabe erneuert '), dass an die Stelle der Aus- 
gleichungsabgabeu Übergangsabgaben traten 2 ). 

In diesem und dem folgenden Jahre schloss sich Braun- 
schweig 3 ) und Scbaumburg 4 ) dem Zollvereine, Lippe-Detmold 6 ) 
und Luxemburg") dem preussischen Zollsysteme an. 

IV. Unterdessen hatten auch die Bestrebungen 7 ) nach poli- 
tischer Einheit der Nation wieder mit aller Kraft eingesetzt. 
Unter dem Drucke dieser nationalen Bewegung beschloss die 
Bundesversammlung am 30. März und 7. April 1848 eine konsti- 
tuierende Nationalversammlung einzuberufen. Diese, 
hervorgegangen aus allgemeinen und direkten Wahlen innerhalb 
des ganzen Bundesgebiets, trat am 18. Mai 1848 in Frankfurt 
a. M. zusammen. Am 27. März 1849 wurde die Reichsverfas- 
sung 8 ) von der Nationalversammlung angenommen und am 
28. März 1849 König Friedrich Wilhelm IV. von Preussen zum 
deutschen Kaiser gewählt. 

Das Reich sollte nach der Reichsverfassnng vom 28. März 
1849 die rechtliche Natur eines Bundesstaates haben 0 ). Was 
das Reichsfinanz wesen 10 ) betrifft, so wies die Reichsvcrfas- 

«) Zoll Vereinsverträge Bd. III S. 1 ff. 

») Art. 3 Nr. 4 des Vertrages vom 8. Mai 1841 und provisorische Über- 
einkunft vom 8. Mai 1841 Bd. III S. 87, 81 ff. 

*) Vertrag vom 19. Oktober 1841 Bd. III 8. 214, Weber S. 199 ff. 

*) Vertrag vom 13. November 1841 Bd. III S. 284 ff. 

») Vertrag vom 18. Oktober 1841. 

*) Vertrag vom 8. Februar 1842, Weber S. 201 ff. 

7 ) Vgl. Jastrow, Gg. Meyer a. a. 0. S. 154 ff. und die dort. Anm. 1 
angegebene Literatur. 

8 ) Abgedruckt bei Binding, Staatsgrundgesetze Heft 2. 
•) Vgl. Gg. Meyer a. a. 0. S. 159 A. 20. 

,0 ) Die betreffenden Bestimmungen der Reichsverfassnng vom 28. März 
1849 lauten: 

Art. VII § 33. Das Deutsche Reich soll Ein Zoll- und Handelsgebict 
bilden, umgeben von gemeinschaftlicher Zollgrenze, mit Wegfall aller Binuen- 
grenzzölle. 

Die Aussonderung einzelner Orte und Gebietsteile aus der Zollinie bleibt 
der Reichsgewalt vorbehalteu. Der Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, 
auch nicht zum Reiche gehörige Länder und Landesteile mittelst besonderer 
Verträge dem deutschen Zollgebiete anzuschlicssen. 

§ 34. Die Reichsgewalt ausschliesslich hat die Gesetzgebung über das 
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sung dem Reiche zur Deckung aller aus den Mitteln des Reiches 
zu bestreitenden Ausgaben einen bestimmten Teil aus dem Er- 
trage der Zölle und der durch ein späteres Reichsgesetz zu 



gesamte Zolhvesen sowie über gemeinschaftliche Produktions- und Verbrauchs- 
steuern. Welche Produktions- und Verbrauchssteuern gemeinschaftlich sein 
sollen, bestimmt die Reichsgesetzgebung, 

§35. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, sowie der gemein- 
schaftlichen Produktions- und Verbrauchssteuern, geschieht nach Anordnung 
und unter Oberaufsicht der Rcichsgewalt. 

Aus dem Ertrage wird ein bestimmter Teil nach Massgabe des ordent- 
lichen Budgets für die Ausgaben des Reiches vorweggenommen, das Übrige 
wird an die einzelnen Staaten verteilt. 

Ein besonderes Reichsgesetz wird hierüber das Nähere feststellen. 

§ 36. Auf welche Gegenstände die einzelnen Staaten Produktinns- oder 
Verbrauchssteuern für Rechnung des Staates oder einzelner Gemeinden legen 
dürfen und welche Bedingungen und Beschränkungen dabei eintreten sollen, 
wird durch die Reichsgesetzgebung bestimmt. 

§ 37. l>ie einzelnen deutschen Staaten sind nicht befugt , auf Güter, 
welche über die Rcichsgreiizc ein- oder ausgehen, Zölle zu legen. 

Art. VIII § 43. Die lleichsgewalt hat die Befugnis, insofern es ihr nötig 
scheint, das deutsche Postweseu für Rechnung des Meiches in Gemässheit eines 
Reichsgesetzes zu übernehmen, vorbehaltlich billiger Entschädigung der Be- 
rechtigten. 

§ 44. Die Reichsgewalt ist befugt, Telcgraphenlinien anzulegen und 
die vorhandenen gegen Entschädigung zu benutzen oder auf dem Wege der 
Enteignung zu erwerben. 

Weitere Bestimmungen hierüber, sowie über Benutzung von Telegraphen 
für den Privat verkehr, sind einein Reichsgesetz vorbehalten. 

Art. X § 48 Die Ausgaben für alle Massrcgeln und Einrichtungen, 
welche von Reichs wegen ausgeführt werden, sind von der Reichsgewalt aus 
den Mitteln des Reiches zu bestreiten. 

§ 49. Zur Bestreitung seiner Ausgaben ist das Reich zunächst auf 
seinen Anteil an den Einkünften aus den Zöllen und den gemeinsamen 
Produktion«- und Verbrauchssteuern augewiesen. 

§ 50. Die Rcichsgewalt hat das Recht, insoweit die sonstigen Einkünfte 
nicht ausreichen, Matrikularbeiträgc aufzunehmen. 

§ 51. Die Reichsgewalt ist befugt, in ausserordentlichen Fällen Reichs- 
steuem aufzulegen und zu erheben oiler erheben zu lassen, sowie Anleihen zu 
machen oder sonstige Schulden zu kontrahieren. 

Vgl. Stenli. der Nationalversammlung bei Wigard S. 3433 ff., 3483 ff., 
3494 ff.. 4067, 4494 ff, 4517 ff, 5987 ff, «035 ff. 

In der Erfurter Unioiisverfassnng stimmen die §§ 33 bis einschl. 37 mit 
denjenigen der Reichsverfas,«ung von 1849 wortlich überein; nur sind in 
§ 35 1 die Worte „nach Anordnung", sowie Abs. 2 und 3 des Art. 35 11 V. ge- 
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bezeichnenden Produktions- und Verbrauchssteuern nach Mass- 
gabe des ordentlichen Budgets für die Ausgaben des Reiches 
zu. Dieser Teil sollte vorweggenommen und das Übrige au die 
einzelnen Staaten verteilt weiden. Ferner sollte die Reichs- 
gewalt das Recht haben, das Postwesen für Rechnung des 
Reiches nach Entschädigung der Berechtigten zu übernehmen, 
Telegraphenlinien anzulegen und die vorhandenen auf dem Wege 
der Enteignung zu erwerben. Soweit aber diese Einkünfte 
nicht ausreichen, sollte dem Reiche auch noch das Recht zu- 
stehen, Matrikularbeiträge aufzunehmen. In ausserordentlichen 
Fällen sollte das Reich weiterhin befugt sein, Reichssteuern 
aufzulegen und zu erheben oder erheben zu lassen, sowie An- 
leihen zu machen oder sonstige Schulden zu kontrahieren. 

Dieses Reformwerk scheiterte, als Friedrich Wilhelm IV. 
die Kaiserkrone ablehnte. 

V. Daraufhin nahm Preussen die Durchführung des Ver- 
fassungswerkes allein in Angriff. Es schloss am 26. Mai 1849 
das sog. Dreikönigsbündnis mit Sachsen und Hannover. Dem 
Bündnisvertrage war eine Verfassung (Erfurter U n io ns Ver- 
fassung ) beigefügt, die von dem nach Massgabe des Ver- 
fassungsentwurfes nach Erfurt berufenen Parlamente grundsätz- 
lich ') angenommen wurde. Sie stimmte mit der Reichsverfassung 
von 1849 grossenteils wörtlich überein, wich aber doch in wesent- 
lichen Punkten von jener ab, so namentlich auch hinsichtlich des 
Finanzwesens. In dieser Beziehung bedeutete sie jedoch einen 
entschiedenen Rückschritt gegenüber der Frankfurter Reichsver- 
fassung. Zur Bestreitung seiner Ausgaben sollte das Reich 
zunächst auf die Matrikularbeiträge der einzelnen Staaten an- 
gewiesen sein. Die Befugnis des Reiches zum Erwerbe der 
Post wurde gestrichen. Dazu führt die Denkschrift 2 ) vom 

strichen. § 43 der RV. ist ganz weggelassen, § 43 der UV. entspricht wörtlich 
dem § 44 RV. § 47 UV. ist § 4K RV § 19 RV. ist gestrichen. § 48 UV. 
entspricht dem § 50 RV. und lautet: „Zur Bestreitung seiner Ausgaben ist 
das Reith zunächst auf die Matrikularbeiträge der einzelnen Staaten an- 
gewiesen". S, 49 UV. stimmt wörtlich mit § 51 RV. überein, nur sind die 
Worte: ^Reichssteuern aufzulegen uud zu erheben oder erheben zu lassen" 
gestrichen. 

') Vgl. Rinding, Staatsgruudgesetze Heft II S. 53. 
2 j Abgedruckt bei Hacnel, Staatsrecht S. 372. 
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11. Juni 1849 aus: „Der Reichsgewalt ist ein unmittelbares 
Recht an irgendwelchem Quantum der Landessteuern in den 
einzelnen Staaten nicht zuerkannt, die Landessteuern sind viel- 
mehr als ein ausschliessliches und unantastbares Eigentum der 
einzelnen Staaten in verfassungsmässigen Schutz genommen". 

Auch dieser Versuch, die deutsche Frage ohne Blut und 
Eisen zu lösen, ist erfolglos geblieben. 

VI. Wenden wir uns nach diesen fehlgeschlagenen Ver- 
suchen zum Zollverein zurück. Zu derselben Zeit, in der die 
soeben geschilderten vergeblichen Verfassungsreformversuche 
stattfanden, versuchte Österreich wiederholt unter der Leitung 
des Fürsten Schwarzenberg und des Freiherrn v. Bruck seine 
Aufnahme in den Zollverein durchzusetzen, nachdem seine Be- 
mühungen, den Abschluss des Vereins überhaupt zu verhindern, 
ergebnislos geblieben waren. Nachdem es in den Jahren 1849 
und 1850 den deutschen Regierungen zwei Denkschriften über 
Zollverfassung und Handelspolitik der deutschen Staaten und 
Österreichs überreicht hatte, trat es auf der neunten General- 
zollkonferenz zu Kassel und später zu Wiesbaden 1850/51 offen 
mit seinen Plänen, die natürlich nach alter Gewohnheit die 
Unterstützung der süddeutschen Staaten fanden, hervor. Gleich- 
zeitig führte es zwecks möglichster Annäherung seines Zollsystems 
an dasjenige des Zollvereins eine Reform seiner Zoll- und Steuer- 
verfassung durch. Die Beratungen über die österreichischen 
Vorschläge wurden auf der Dresdener Konferenz zwischen Öster- 
reich einer- und Preussen, Bayern und Sachsen, denen die übrigen 
deutschen Staaten die Weiterverhandlungen überlassen hatten, 
andererseits fortgesetzt, führten jedoch zu keinem Ergebnisse. 
Hierauf lud Österreich im Jahre 1851 die sämtlichen deutschen 
Regierungen zu neuen Unterhandlungen über den Abschluss 
eines Zoll- und Handelsvertrages nach Wien Preussen lehnte 
seine Teilnahme daran ab. Unterdessen war dieser Staat eifrig 
darauf bedacht gewesen, zwecks Verbindung seiner beiden ge- 
trennten Staatshälften mit Hannover selbst unter Opfern seiner- 
seits einen Zollvereinigungsvertrag abzuschliessen. 1851 kam 



') Vgl. über die Verhältnisse des Zollvereins zn Österreich Weher 
S. 241 ff. 
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zwischen den beiden Staaten ein solcher Vertrag zustande, 
welchem später auch Oldenburg beitrat 1 ). 

Die wiederaufgenommenen Verhandlungen mit Österreich, 
das die Wiedererneueruug der ablaufenden Zollvereinsverträge 
zu verhindern suchte, in Darmstadt, Wien und Berlin spitzten 
sich so zu, dass Preussen den Zollvereinsvertrag mit Wirkung 
vom 1. Januar 1854 an kündigte 2 ). Endlich führten die Ver- 
handlungen doch noch zu dem Abschlüsse eines Handelsvertrages 
zwischen Preussen und Osterreich, infolgedessen Osterreich auf 
die Aufnahme in den Zollverein verzichtete 3 ). Die gefährliche 
Krisis war somit glücklich überstanden. 

Am 4. April 1853 wurden die Verträge zwischen den Zoll- 
vereinsstaaten auf weitere 12 Jahre verlängert. Der Grundver- 
trag vom 22. März 1833 erfuhr insofern eine Abänderung, als 
die allgemeine Handels- und Verkehrsfreiheit auf Gegenstände, 
für welche ein Vereinsstaat Erfindungspatente oder Privilegien 
erteilt hatte 4 ), ausgedehnt wurde 6 ). 

Am 26. Januar 1856 trat Bremen mit einem Teile seines 
Gebietes dem Zollvereine bei 0 ). 

In der dritten Periode entbrannte die Rivalität zwischen 
Österreich und Preussen gelegentlich des Abschlusses eines 
deutsch-französischen Handelsvertrags aufs neue, doch überwand 
der Zollverein auch diese drohende Gefahr glücklich. 

Am 16. Mai 1865 wurden die Verträge wiederum erneuert, 
wobei die Durchgangsabgaben beseitigt wurden 7 ). 



•) Vertrag vom 7. September 1851, Weber S. 292 ff. 
■) Vgl. Weber S. 301 ff. 

•) Vgl. Weber S. 312 ff. Der Zoll- und Handelsvertrag mit Österreich 
datiert vom 19. Februar 1853 und wird gewöhnlich „Februarvertrag" genannt, 
Zollvereinsverträge Bd. IV S 226 ff. 

«) Art. 7 c de« Gruudvertrages vom 22. März 1833. 

5 ) Vertrag vom 4. April 1853, Zollvereinsverträge Bd. IV S. 1 ff., Weber 
8. 337 ff. 

•) Zollvereinsverträge Bd. IV S. 340 ff. 

') Vertrag vom 1H. Mai 18G5, Zollvereinsverträge Bd. V S. 43 ff.; die 
Dnrchgangsabgaben waren auf Grund einer besonderen Vereinbarung der 
Vereinsstaaten tatsächlich bereits am 1. März 18IU aufgehoben worden, ver- 
tragsmässig aber erst 18G5, Art. 4, Zollvcreinsverträge Bd. V S. 47. 
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VII. Inzwischen hatten sich die Verhältnisse auf politischem 
Gebiete infolge des Widerstreits zwischen Preussen und Osterreich 
immer mehr zugespitzt. Die Waffen entschieden im deutschen 
Kriege von 1866 zugunsten Preussens und damit zugunsten eines 
einigen deutschen Reiches. 

Das Ergebnis des Bruderkrieges ist in den Friedensschlüssen 
enthalten 1 ). 

Der Deutsche Bund wurde durch den auf Grund der 
Friedenspräliminarien zu Nikolsbnrg vom 26. Juli 1866 ge- 
schlossenen Frieden zu Prag vom 23. August 1866 aufgelöst. 

Auf Grund der Abmachungen zwischen Preussen und den 
übrigen nord- und mitteldeutschen Staaten entstand der Nord- 
deutsche Bund. Am 1. Juli 1867 trat seine Verfassung in 
Kraft 2 ). 

Was den Inhalt der Verfassung betrifft, so kommen für uns 
lediglich die Bestimmungen über das Bundesfinanzwesen in 
Betracht. Der preussische Entwurf enthielt überhaupt keine 
Bestimmungen bezüglich der Bundesfinanzen 3 ) und nannte in 
Art. 4 Z. 2 nur: „Die Zoll- und Handelsgesetzgebung" 4 ). Durch 
die Beratungen der verbündeten Regierungen wurden in den 
preussischen Entwurf Abschnitt XII Art. 65, 66 und 67: „Bun- 
desfinanzen" eingefügt und ebenso in Art. 4 Z. 2 die Worte: „und 
die für Bundeszwecke zu verwendenden indirekten Steuern". 

Der verfassungsberatende Reichstag 5 ) strich auf Antrag 
der Abgeordneten Dr. Baumstark und Braun, die von den Ab- 
geordneten Grumbrecht und Graf Schwerin unterstützt wurden, 
das Wort: „indirekte" und brachte durch die Beseitigung 
dieser beschränkenden Klausel klar zum Ausdruck, dass der 
Bund in der Wahl und Bestimmung seiner Steuerquellen ver- ( 



') Der Vertrag über das Augustbündnis zwischen Preussen und den 
norddeutschen Mittel- und Kleinstaaten, sowie die Friedensverträge sind ab- 
gedruckt in den StenB. 18(57 zu Aktenstück Nr. 10 S. 27 ff. 

J ) Publikauduni vom 20. Juli 18(>7. 

a ) Die Abweichungen dieses Entwurfes von dem dem Reichstage vor- 
gelegten wurden veröffentlicht von Haenel. Studien I S. 270 ff., vgl. desselben 
Staatsrecht S. 372 ff. 

*) Vgl. die Erklärung des Bnndeskommissars Geh. Legationsrats Hof mann 
im veifas.mmgsberatenden Reichstage, StenB. 1807 S 271. 

5 ) StenB. 1807 S 270. 
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fassungsmässig souverän sein solle. Der Abgeordnete Dr. Baum- 
stark 1 ) begründete seinen Antrag wie folgt: „Ich habe zur Nr. 2 
(des Art. 4) die Streichung des Wortes „indirekte" vorgeschlagen 
und von einer anderen Seite ist derselbe Autrag gestellt. Mich 
hatten zu diesem Antrage folgende Erwägungen bestimmt. Die 
erste Erwägung war die, dass in dein Matrikelwesen, welches 
eine bedeutende Stellung in dein Verfassungsentwurfe findet, 
vielerlei Übelstände liegen und gegen dasselbe grosse Bedenken 
obwalten. Es ist bei anderen Gelegenheiten schon früher er- 
wiesen worden, dass in dem Matrikelwesen bei dem jetzigen 
Inhalte des Verfassungsentwurfes der Reichstag zwar das Aus- 
gabenbewilligungsrecht, die einzelnen Landesregierungen dagegen 
das Einnahmenbewilligungsrecht haben würden. Wie man dar- 
über auch denken mag, in dem Matrikel wesen liegt die Mög- 
lichkeit einer Lähmung der Zentralgewalt für den Norddeutschen 
Bund. Die zweite Erwägung, aus welcher mein Antrag hervor- 
ging, ist aber die, dass es für die Bundesgewalt eine Lebens- 
frage für die Zukunft ist, dass sie auch das Recht habe, nach 
Bedarf die Geldbedürfnisse des Bundesstaats durch direkte Be- 
steuerung aufzubringen. Steht der Bundesgewalt, dem Bundes- 
rate in Vereinigung mit dem Reichstage das Recht zu, wenn das 
Bedürfnis sich einstellt, auch direkte Steuern umzulegen zur 
Verwendung für Bundeszwecke, so ist hierin eine viel grössere 
Garantie für die Entwicklung der nützlichen Tätigkeit der 
Bundesgewalt im Staate vorhanden, als dies jemals durch das 
Matrikel wesen erreicht werden kann". 

Es ist ohne weiteres ersichtlich, welch grosser Fortschritt 
in der Zuweisung des unbeschränkten Besteuerungsrechtes für 
Bundes- oder Reichszwecke an den Bund oder an das Reich 
gegenüber allen früheren Verfassungen gelegen 2 ) ist. Die häufig 
vertretene Ansicht, dass dem Reiche die indirekten und den 
Einzelstaaten die direkten Steuern von Rechts wegen gebühren, 



>) Daselbst. 1867 S. 273. 

*) Denselben Fortschritt machte die Unionsverfassnng vom 17. .September 
1787 gegenüber den Konföderationsartikeln vom 15. November 1777, indem 
sie der Gesamtheit gleichfalls ein fast unbeschranktes neateuenuigsrecht für 
verfassungsmässige Zwecke übertrug, vgl. Westerkamp, Staatenbund S «7 ff , 
145 ff. 

Speck, Kelchs- und Landestinaiizeii 2 



Digitized by Google 



18 



1. Kapitel: Einleitnng 



ist rechtlich nicht haltbar. Hier ist lediglich der Wunsch der Vater 
des Gedankens. Treffend führt Gustav Cohn 1 ) aus: „Die Finanz- 
minister der deutschen Einzelstaaten haben sich eine staats- 
rechtliche Doktrin zurecht gemacht, der zufolge die direkten 
Steuern den Einzelstaaten und nicht dem Reiche zukommen . . . 
Angesichts des Wortlauts von Art. 70 der Reichsverfassung 
halte ich diese Doktrin für rechtlich unhaltbar*. 

Da die finanzrechtlichen Bestimmungen der Norddeutschen 
Bundesverfassung wörtlich in die Reichsverfassung übergegangen 
sind, so bedürfen sie an dieser Stelle keiner Darstellung. Nur 
Art. 66 des dem Reichstage vorgelegten Entwurfes (der spätere 
Art. 70 der Norddeutschen Bundes- und der Reichsverfassung) 
sei hier noch erwähnt. Art. 66 räumte dem Bunde das Recht 
ein, von den einzelnen Staaten Matrikularbeiträge zu erheben, 
soweit die Reichseinnahmen zur Deckung der Ausgaben nicht 
ausreichen, und zwar nur so lange als Bundessteuern nicht ein- 
geführt sind. Uber diese Verfassungsbestimmung entbrannte im 
verfassungberatenden Reichstage der Streit aufs heftigste. 
Namentlich war es der Abgeordnete Miquel, der die Einführung 
des Systems der Matrikularbeiträge in das Bundesfinanzwesen 
schonungslos verurteilte. Er erklärte im Reichstage *) : „Der 
Bund führt eine Lastenverteilung ein, welche allen Grundsätzen 
der Volkswirtschaft geradezu ins Gesicht schlägt. Der Bund 
verweist im wesentlichen zurück ins Mittelalter zu den ersten 
Anfängen der Steuergesetzgebung; er führt die Kopfsteuer 
ein, und damit ist das Steuersystem des Bundes nach meiner 
Meinung verworfen. Eine Umlage, welche 100000 Bremer gleich- 
mässig trifft wie 100000 Bewohner des Thüringer Waldes, eine 
solche Art der Uinlegung der Lasten kann unmöglich die dau- 
ernde Basis des Steuersystems des Bundes sein. Wir brauchen 
mit einem Worte eine Reichssteuer. Eine Reichssteuer 
kann die Lasten gleichmässig verteilen; eine Reichs- 
steuer begründet erst eine volle wirtschaftliche Einheit 
der Nation. Die verschiedene Tragung der Lasten macht wirt- 
schaftliche Verschiedenheiten, welche die Einheit des Produktions- 
und Konsnmtionsmarktes ansschliessen, eine Reichssteuer wird 

') Stpumoforni Sil 
■'i StenB. 1867 S 114 
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beitragen zur Reform der Steuergesetzgebung der Einzelstaaten ; 
eine Reicbssteuer wird in Wahrheit die Deutschen hinstellen 
und sich fühlen lassen als in einem deutschen Staate lebend. 
Eine Umlage dagegen wird neben ihrer Ungleichheit 
die Budgets sämtlicher Einzelstaaten in eine ganz 
heillose Verwirrung stürzen. Wenn es unmöglich ist, die 
Lasten, welche zu tragen sind, für die Einzelstaaten vorher zu 
berechnen, so muss man jedes Jahr entweder mit kolossalen 
Überschüssen oder mit ebenso grossen Defizits wirtschaften. 
Die Umlage ist die Proklamation der finanziellen Zer- 
rüttung und Anarchie in den sämtlichen deutschen 
Bundesstaaten. Dieser Gesichtspunkt führt mich aber nicht 
dahin, zu verlangen, dass schon jetzt eine deutsche Reichssteuer 
eingeführt werde. Ich erkenne das als eine Unmöglichkeit an ; 
jetzt, für die ersten Jahre, müssen wir uns mit dieser Umlage 
schon behelfen, weil, wenn der Bund so fortleben und handeln 
soll, wir ihm auch die Mittel geben müssen zum leben und zum 
handeln. Eine Reichssteuer können wir aber in der Kürze der 
Zeit nicht schaffen; wir müssen uns nur verfassungsmässige 
Garantien der demnächstigen Einführung einer Reichssteuer 
sichern". 

VIII. Betrachten wir nun die Wirkung des Krieges von 
1866 auf den Zollverein. Obwohl er rechtlich alle Zollvereins- 
verträge zerriss 1 ), stellten die Zollbehörden und -Beamten ihre 
Tätigkeit nicht ein, sondern führten die Geschäfte des Vereins 
weiter 2 ). Immerhin mussten die Verträge erneuert werden. Zu 



*) v. Seydel. Reichsverfassnng 8. 219, Laband, Staatsrecht IV S. 385, 
Mejer S. 314. In der Auffassung der Wirkung des Krieges auf die Vertrage ist 
die Theorie nicht einig, üareis. Völkerrecht S.213, Rivicr S. 354, v. Liszt 
S. 182 ff. bejahen die vertragsauHösemle Kraft des Krieges bezüglich aller Vertrüge, 
«He nicht gerade mit Rücksicht auf den Krieg geschlossen sind. Nach v. Ull- 
mann S. 320, Bluntschli §§ 538, 718 und Gessner bei v. Holtzendorff III 
S. 81 ff. hebt der Krieg die Staats vertrage nicht auf, sondern unterbricht nur 
die Ausführung, während Heff ter-üeffeken S. 217 wenn auch keine völlige 
Aufhebung, so doch Suspension aller Vertragsverbindlichkeiten annimmt, eben- 
so Heil bor n, Enzykl. S. 1042. 

*) Hierüber schreibt Weber S. 403, 4«4: „1 »er Zollverein bot das merk- 
würdige Schauspiel dar, dass, während seine Teile miteinander in offenen 
Krieg gerieten und deren Krhrgshecrc «ich bekämpften, ilie Zollbehörden ihre 

2* 
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diesem Zwecke wurde in den Friedensverträgen l ) zwischen 
den Zollvereinsstaaten vereinbart, dass unmittelbar nach dem 
Friedensschlüsse in neue Verhandlungen zur Regelung der Zoll- 
verhältnisse eingetreten werden sollte. Einstweilen traten die 
früheren durch den Ausbruch des Krieges ausser Wirksamkeit 
gesetzten Verträge, insbesondere derjenige vom 16. Mai 1865 
vom Tage des Austausches der Ratifikationen des Friedens- 
vertrages an mit der Massgabe wieder in Kraft, dass jedem 
Kontrahenten vorbehalten blieb, dieselbe nach einer Ankündi- 
gung von 6 Monaten ausser Wirksamkeit treten zu lassen. Die 
neuen Verhandlungen führten zum Abschlüsse des Zoll Ver- 
einigungsvertrages vom B.Juli 1867 nebst Schlussprotokoll 
vom gleichen Tage *) zwischen dem Norddeutschen Bunde einer- 
und Bayern, Württemberg, Baden und Hessen südlich des Mains 
andererseits. 

Der Vertrag trat mit dem I.Januar 1868 in Wirksamkeit 
und sollte, sofern er nicht vor dem 1. Januar 1876 von einem 
Kontrahenten gekündigt würde, auf weitere 12 Jahre und so 
foit von 12 zu 12 Jahren als verlängert angesehen werden 3 ). 

Die Zwecke des Vereins waren dieselben wie früher, 
nämlich: 

1. Schaffung eines einheitlichen Zoll- und Handelssystems; 

2. Förderung von Handel und Verkehr unter den Vereins- 
staaten ; 

3. Gemeinschaftliche Festsetzung und Erhebung der Ein- und 
Ausfuhrzölle 4 ) und der Salz-, Tabak- und Zuckersteuer; 



Funktionen im Namen der (Gemeinschaft fortsetzten und Gelder im Namen 
derselben einnahmen und gegenseitig verrechneten , eine Erscheinung . die in 
Deutschland selbst niemanden überraschte, im Auslande aber als etwas ganz 
Unerklärliches allgemeines Erstaunen erregte. Der deutsche Xationalsinn und 
die innere erhaltende Kraft, die dem Zollvereine innewohnte, haben hierdurch 
ihre glorreichste Bestätigung erhalten*. 

') z. B. Friedensvertrag zwischen Preussen und Bayern Art. VII, Bayr. 
GBl. 1806 S. 28fT. 

2 ) Triepcl. Quellensammlung S. 23 ff., v. Pröbst S. 204 ff., Hierse- 
in enzel I S. 3 ff., BGBl. S. 81 ff 

3 ) Art, 29. 

*) Per letzte Ausfuhrzoll auf Lumpen und andere 1 Abfülle zur Papier- 
fabrikation (Amnlen 1W>N S »i?Oi wurde durch das Tarif gc<etz vom 7. Juli 
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4. Beschränkung der Vereinsstaaten hinsichtlich iunerer Ver- 
brauchssteuern. 

Das Gebiet des Zollvereins umfasste ursprünglich die 
Staaten des Norddeutschen Bundes samt Luxemburg mit Aus- 
nahme der nreussischen Provinz Schleswig-Holstein, der Hanse- 
städte Hamburg. Bremen und Lübeck, der Grossherzogtümer 
Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz und des Herzogtums Lauen- 
burg 1 ) und die vier süddeutschen Staaten Bayern, Württemberg, 
Baden und Südhessen mit Ausnahme der badischen Zollausschüsse. 
Bald jedoch traten Änderungen in dem Gebietsbcstaude ein: Am 
15. November 1867 erfolgte der Anschluss der Herzogtümer 
Holstein und Schleswig, sowie des Oldenburgschen Fürstentums 
Lübeck nebst verschiedener Hamburgischer und Lübeckischer 
Enklaven, ferner am 5. Januar 1868 derjenige des Herzogtums 
Lauenburg. Zufolge Vertrags zwischen Bayern und Österreich 
vom 3. Mai 1868 trat am 1. Juli 1868 die zur Grafschaft Tirol 
gehörige Gemeinde Jungholz dem Vereine bei. Am 11. August 
1868 wurden die Grossherzogtümer Mecklenburg-Schwerin und 
Strelitz und die Hansestadt Lübeck angeschlossen 2 ). 

Somit waren 1869 nur noch folgende Zollausschlüssc 
vorhanden : 

a) in Preussen: 

Die Stadt Altona, ein Teil des Fleckens Wandsbeck und 
des Dorfes Marienthal, der Hafenorte Geestemünde, das Fort 
Wilhelm in Bremerhaven, die Elbinseln Altenwerder, Krusen- 
busch, Finkenwärder, Kattwieck, Hohenschaar, Neuhof und 
Wilhelmburg und die Dorfschaft Aumund; 

b) in Oldenburg: 
Der Hafenort Brake; 

c) Die freie Stadt Bremen und ihr Gebiet ausschliesslich 
der Hollerländischen Ausserdeichsländercien und der am rechten 



1873 (RUBI. S. 241) aufgehoben. Durchfuhrzölle sind bereits seit 1. März 1861 
beseitigt; s. oben S. 15. 

') Art. 6. Die preussische Provinz fvhleswig-Holstein und das Fürsten- 
tum Lübeck wurden im Art. 6 nicht mit aufgeführt, weil ihr Eintritt in die 
Zollgemeinschaft bei Beginn der Verhandlungen bereits feststand. Vgl. Del- 
brück S. 44 ff. 

a ) Statist. Jahrb. 1891 S. 2 ff. 
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Ufer der Wümme und dem linken Ufer der Ochum belegenen 
Gebietsteile; 

d) im Gebiete der freien Stadt Hamburg: 

Die Stadt Hamburg, die Vorstadt St. Pauli, die Vogteien 
Eimsbüttel, Rotherbaum, Harvestehude, Eppendorf, Winterhude, 
Eilbeck, Borgfelde, Hohenfelde, Hamm, Horn, die Elbinseln 
Finkenwärder und Moorwäidcr, der südlichste Teil der Voigtei 
Alsterdorf, der südwestliche Teil der Voigtei Barmbeck nebst 
Rönnhaide, der westliche Teil der Voigteien Billwälder-Ausschlag 
und Billwärder au der Bille und der Cuxhavener Aussen- 
deich , ). 

e) in Baden: 

Die Insel Reichenau im Bodensee, der Ort Büsingen, der 
Bittenharter Hof, die Orte und Höfe Jestetten mit Flachshof, 
Gunzenrieder Hof und Reutehof, Lottstetten mit Balm, Dieten- 
berg, Nack, Locherhof und Volkenbach, Dettighofen mit Häuser- 
hof, Altenburg, Baltersweil, Berwangen und Albführenhof bei 
Weisweil 2 ). 

Die Grösse des Gesamtgebietes des Vereins betrug 9666,457 
geogr. QuM. mit 38302390 Einwohnern 3 ). 

Bezüglich der Organisation 1 ) unterschied sich der neue 
Zollverein ganz wesentlich von dem früheren. Die dem Vereine 
zugewiesenen Machtbefugnisse wurden drei Organen übertragen: 
Dem Präsidium, dem Bundesrate und dem Parlamente des Zoll- 
vereins. 

1. Dem Präsidium des Norddeutschen Bundes, der Krone 
Preussen, stand auch das Präsidium des Zollvereins mit 
folgenden Rechten 5 ) zu: 

a) Im Namen der vertragenden Teile Handels- und Schilf- 
fahrtsverträge mit fremden Staaten einzugehen. Zum Abschluss 
dieser Verträge war jedoch die Zustimmung des Bundesrats 



') Bekanntmachung des Nordd. Bmideskanzlers vom 18. November 1868 
BGBl. S. 518 ff. 

*) Art. 6 des Vertrages vom 8. Juli 1867 Ziff. 2. 

») Wagner, Annalen 1869 S. 89«» rT. Vgl. Annahm 1868 S. 149, 798 r 
1109; femer Statist. Jahrb. 1907 S. 2. 

*) Vgl. Thudichum S. 581 ff. 

») Alt. 8 § 6 des ZW. von» 8. Juli 1867. 
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und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Zollparlaments 
erforderlieh *). 

b) Den Bundesrat und das Zollparlament zu berufen, er- 
öffnen, vertagen und zu sehliessen 2 ). 

c) Den Vorsitzenden des Bundesrats zu ernennen 3 ). 

d) Für die Einhaltung des gesetzlichen Verfahrens bei der 
Erhebung und Verwaltung der gemeinschaftlichen Abgaben 
Sorge zu tragen und daher deu Hauptzoll- und Steuerämtern 
sowie den Direktivbehörden der Vercinsstaaten Vereinsbeamte 
(Stationskoutrolleure und Zollvereinsbevollmächtigte) nach Ver- 
nehmung des Bundesratsausschusses für Zoll- und Steuerwesen 
beizuordnen 4 ). 

e) Gegen alle beabsichtigten Veränderungen der bestehenden 
Zoll Vereinsgesetze, Verordnungen und Einrichtungen sein Veto 
einzulegen, so dass derartige Abänderungen immer nur mit seiner 
Zustimmung erfolgen konnten- 5 ). 

2. Der Bundesrat des Norddeutschen Bundes ergänzte sich 
durch Vertreter der süddeutschen Staaten zum Bundesrat des 
Zollvereins, der an die Stelle der früheren Generalzollkon- 
ferenzen trat. Das Prinzip der Gleichberechtigung aller Vereins- 
staaten wurde jedoch aufgegeben, vielmehr das Majoritätsprinzip 
eingeführt und die Stimmenzahl den Macht- und Grössenverhält- 
nissen der Vereinsstaaten angepasst, indem Preussen mit den 
ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurhessen, Holstein, Nassau 
und Frankfurt 17, Bayern 6 6 ), Sachsen und Württemberg je 4, 
Baden und Hessen je 3, Mecklenburg-Schwerin und Braunschweig 
je 2 und die übrigen Staaten (Sachsen- Weimar, Mecklenburg- 
Strelitz, Oldenburg, Sachsen -Meiningen, Sachsen -Altcnburg, 
Sachsen - Coburg - Gotha , Anhalt , Schwarzburg - Rudolstadt, 
Schwarzburg-Sondershauseu, Waldeck, Reuss ä. L., Reuss j. L., 
Schaumburg -Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg) je 



l ) Art. 8 § 6 Abs. 2. 
') Art. 8 § 7, Art. !) § 5. 
») Art. 8 § 10. 
*) Art. 20 Abs. 1 und 2. 
B ) Art. 8 § 12 Abs. 2. 

•) Nach der Stimmenzahl im Plenum des Bundestages hätten Bayern 
nur 4 Stimmen gebührt. Vgl. Schulthess S. 204. 
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1 Stiinine erhielten 1 ). Zusammen wurden im Zollbundesrate 
58 Stimmen geführt, und zwar 43 von den Staaten des Nord- 
deutschen Bundes und 15 von den süddeutschen Staaten (Bayern 
6, Württemberg 4, Baden 3 und Südhessen 2). Luxemburg als 
ein dem preussischen Zoll- und Steuersysteme angegliedertes 
Gebiet führte, wie heute auch, keine Stimme. 

Der Beschlussnahine des Bundesrates unterlagen 2 ): 

1. die dem Zoll Parlamente vorzulegenden oder von diesem 
angenommenen Vereinsgesetze einschliesslich der Handels- 
und Schiffahrtsverträge ; 

2. die zur Ausführung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung 
dienenden Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen; 

3. Mängel, welche bei der Ausführung der gemeinschaftlichen 
Gesetzgebung hervortraten; 

4. die definitiven Jahresabrechnungen. 

Der Bundesrat bildete aus seiner Mitte drei dauernde Aus- 
schüsse s ) : 

1. für Zoll- und Steuerwesen; 

2. für Handel und Verkehr; 

3. für Rechnungswesen. 

In jedem dieser Ausschüsse mussten ausser dem Präsidium 
mindestens vier Vereinsstaaten vertreten sein, und es führte 
innerhalb derselben jeder Staat nur eine Stimme. Die Mit- 
glieder der Ausschüsse wurden vom Bundesrate gewählt. Die 
Zusammensetzung dieser Ausschüsse war für jede Session des 
Bundesrats bzw. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die aus- 
scheidenden Mitglieder wieder wählbar waren. 

3. Das Zollparlaraent •) bestand aus deu Mitgliedern des 
Reichstags des Norddeutschen Bundes und aus Abgeordneten 



') Art. 8 § 1. 

>) Art. 8 § 12, Art. 17 Abs. 6. 
») Art. 8 § 3. 

*) Art. 9 § 1. In der Sitzung des Nordd. Reichstags vom 11. März 1867 
hatte v. Bismarck den Namen „Zollparlament" als „geringschätzig" bezeichnet 
(Verhandinngen S. 138), doch wurde im Nacbtragsnrotokoll zum Präliminar- 
vertrage über die Wiederherstellung des Zollvereins vom 18. Juni 1867 zwischen 
Bayern und Preussen vereinbart, dass die Vertretung der Bevölkerung des 
Zollvereinsgebiete* den Namen „Zolljmilament- erhalten solle. Vgl. Scbulihess 
S. 204. 
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der süddeutschen Staaten, welche durch allgemeine und direkte 
Wahl mit geheimer Abstimmung gewählt wurden 1 ). Die Zahl 
der Abgeordneten betrug 382, nämlich 297 Mitglieder des Nord- 
deutschen Reichstags und 85 süddeutsche Abgeordnete (48 aus 
Bayern, 17 aus Württemberg, 14 aus Baden und 6 aus Süd- 
Hessen). 

Die Beschlussfassung im Zollparlamente erfolgte mit absoluter 
Stimmenmehrheit 2 ); zur Auflösung desselben war ein Beschluss 
des Bundesrats unter Zustimmung des Präsidiums erforderlich 3 ). 

Dem Bundesrate des Zollvereines als gemeinschaftlichem 
Orgaue der Regierungen und dem Zoll Parlamente als gemein- 
schaftlicher Vertretung der Bevölkerungen oblag die Vereins- 
gesetzgebung, nämlich die Zoll- und Steuergesetzgebung (Salz, 
Tabak und Zucker), sowie die Gesetzgebung über die in den 
Zollausschlüssen (Art. 6) zur Sicherung der gemeinschaftlichen 
Zollgrenze erforderlichen Massregeln. Die Übereinstimmung der 
Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen war zu einem Vereins- 
gesetze erforderlich und ausreichend 4 ). 

Die Dauer des wieder erneuerten Zollvereines war eine 
sehr kurze, er fand schon am 1. Januar 1871 durch die Grün- 
dung des Deutschen Reiches seiu Ende 5 ), denn die süddeutschen 



') Art. 20 der Nordd. Bundesverfassung (BüBl. 1867 S. 2 ff.), Reichs- 
wahlgesetz vom 12. April 1849, Preuss. Gesetz vom 15. Oktober 1866 (Annaleu 
1868 S. 1063). In Baden erging das Gesetz vom 25. Oktober 1867, in Bayern 
vom 16. November 1867, in Südbessen vom 28. Januar 1868 und in Württem- 
berg vom 8. Februar 1868. 

') Art. 9 § 10. 

*) Art. 9 § 7. 

') Art. 7. 

*) Laband, Staatsrecht IV S. 386; v. Seydel, Staatsrecht II S. 525; 
Georg Meyer, Annalen 1882 S. 777, Verwaltungsrecht II S. 320 Aum. 4; 
Melle in v. Holtzendorffs Völkerrecht III S. 167: v. Kircheuheim 
S. 74; Zorn, Staatsrecht II S. 243; Schulze, Staatsrecht II S. 160; 
v. Mayr bei Stengel II S. 942; v. Jagemanu, Reichsverfassung S. 16. Der- 
selben Ansicht wohl auch Delbrück S. 9, Reichstagsverhandlungeu 1881 
S. 477. 

Im entgegengesetzten Sinne, nämlich, dass der Zollverein noch neben 
dem Reiche fortbestehe, haben sich die Regierungsvertreter, Staatssekretär 
Scholz und Finanzminister Bitter, 1881 im Reichstage ausgesprochen, Reichs- 
tagsverhandlungen S. 475 und 491. Wissenschaftlich wurde diese Ansiebt 
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Staaten, die bisher mit dem Norddeutschen Bunde den Zoll- 
verein gebildet hatten, traten durch die Novemberverträge des 
Jahres 1870 in den Norddeutschen Bund als Gliedstaaten ein 
und erweiterten denselben dadurch zum Deutschen Reiche. 
Das Reich ist rechtlich nur die Fortsetzung des Norddeutschen 
Bundes, dessen Rechte und Verbindlichkeiten daher insgesamt 
auf das Reich übergegangen sind '). An die Stelle des Vereins 
ist nunmehr das Reich und an die Stelle der Verträge ist die 
Reichsverfassung getreten. 

IX. So haben sich geschichtlich die finanzrechtlichen Be- 
ziehungen zwischen dem Reiche und den Bundesstaaten ent- 
wickelt, ihre jetzige Ausgestaltung erfuhren sie durch die 
Reichsverfassung und Reichsgesetzgebung. 

§ 2. Die Rechtsquellcn 

I. Hauptrechtsquelle für die finanzrechtlichen Beziehungen 
zwischen dem Reiche und den Einzelstaaten ist 

die Reichsverfassung, 
ferner der bayerische Bündnisvertrag vom 23. November 1870, 
dessen in ZifF. III §§ 1—6 enthaltene Bestimmungen durch § 7 
1. c. zum integrierenden Bestandteil der Reichsverfassung er- 
klärt worden sind, nebst Schlussprotokoll von demselben Tage. 

Von den Verfassungsbestimmungen bedarf an dieser Stelle 
nur Art, 40 RV. einer eingehenderen Betrachtung. 

Nach diesem Artikel bleiben nämlich die Vorschriften des 
Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 in Kraft, soweit sie 

aber nur vou Thilminel S. 411 vertreten. Vgl. dazu v. Seydel, Reichs- 
verfassuug 8. 221 ff. 

') Vgl. Haenel, Studien I S. 82, Staatsrecht S. 51 ; Laband, Staats- 
recht I S. 41; Schulze I S. 172; Mejer S. 332; v. Kirchenheim S. 76; 
Preuss, (iemeiude usw. S. 401; Arndt, Staatsrecht S. 37; Jellinek, 
Staatenverbindungeu S. 270; Mohl S. 51; Miquel, StenB. 1867 S. 132, 
unter Zustimmung des Präsidenten des Bundeskanzleramtes. 

A. A. v. Seydel. Reichs verf. S. 30; Zorn, Staatsrecht I S. 53 ff . ; 
Rauchalles S. 4; v. Riedel S. 7(5 ff.; v. Jagemann, Reichsverf. S. 29 ff. 
Vgl übrigens auch Piloty, Das Recht der Schiffahrtsabgaben in Deutschland 
11107 S. 6. 
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Dicht durch die Verfassung abgeändert sind, und solange sie 
nicht durch Reichsgesetz und Bundesratsverordnung, bzw. Ver- 
fassungsänderung abgeändert werden. Der Zollvereiuigungs- 
vertrag vom 8. Juli 1867 erhält nun seinerseits in Art. 1 die 
früheren Zollvereinsverträge vom 22. und 30. März und 11. Mai 
1833, vom 12. Mai und 10. Dezember 1835, vom 2. Januar 1836, 
vom 8. Mai, 19. Oktober und 13. November 1841, vom 4. April 
1853 und vom 16. Mai 1865 nebst den zu denselben gehörigen 
Separatartikeln usw. in Kraft, soweit diese Verträge bis dahin in 
Geltung waren und nicht durch seine Bestimmungen aufgehoben 
oder abgeändert worden sind. 

Durch Art. 40 RV. sind somit auch alle diese Verträge 
mit der angeführten Beschränkung aufrecht erhalten worden, 
und zwar nicht mehr als Vertrags-, sondern als Reiehsrecht , ). 

Was nun die staatsrechtliche Bedeutung der Vorschriften 
dieser Verträge betrifft, so sind dieselben teils verfassungs- 
mässiger, teils legislativer, teils administrativer Natur 2 ), wie 
ja auch Art. 40 für die Abänderung derselben diesen dreifachen 
Weg vorsieht. 

Verfassungsrechtliche Bedeutung 8 ) kommt denjenigen 
noch geltenden Bestimmungen der Zollvereinsverträge zu, welche 
entweder Gegenstände betreffen, auf die sich die Reichsgesetz- 
gebung überhaupt nicht erstreckt, oder welche auf dem Gebiete 
des Zoll wesens die Rechte der Einzelstaaten dem Reiche 
gegenüber abgrenzen. 

Gesetzeskraft 4 ) besitzen diejenigen Vorschriften, welche 
sich auf verfassnngsgemäss unter die Reichskompetenz fallenden 
Angelegenheiten beziehen. 

Die übrigen Bestimmungen sind Verwaltungsverord- 
nungen ""), die vom Bundesrate einseitig aufgehoben oder ab- 
geändert werden können. 



>) Delbrück S. 4; Schulze, Staatsrecht II S. 146; Wiese 8. 26. 

*) Delbrück S. 1 uud Reichstagsverhaudliiugen 1870 S. 126 ff.: Reden 
der Abgeordneten Lasker und Miijuel. 

3 ) Art. 5 Ziff. I u. II §§ 2, 4, 6 u. 7, Art. 10, 18, 19 u. 22 des ZW. 
vom 8. Juli 1867. 

«) Art. 13, 15, 16, u. 24 1. c. 

*) Art. 5 Ziff. II §§5. 8. Vgl. dazu La band, Staatsrecht IV S. 389 ff.; 
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Die Prüfung der Vorschriften der Zoll Vereins Verträge auf 
ihre Gültigkeit und ihre Ausscheidung nach den angegebenen 
Gesichtspunkten ist dadurch wesentlich erleichtert, dass sowohl 
der Vertrag vom 16. Mai 1865 als der vom 8. Juli 1867 eiue, 
wenn auch nicht ganz vollständige Zusammenfassung der da- 
mals geltenden Bestimmungen enthalten, wobei in beiden Ver- 
trägen die Vorschriften mit Gesetzeskraft in den eigentlichen 
Vertrag, die Bestimmungen reglementärer Natur aber in das 
Schlussprotokoll aufgenommen wurden. 

II. Ständig fliessende Rechtsquelle ist die Reichsgesetz- 
gebung und das Verordnungsrecht. 

Die Reichsgesetzgebung 1 ) (Art. 4 RV.) wird durch den 
Bundesrat und den Reichstag ausgeübt, deren übereinstimmende 
Mehrheitsbeschlüsse zu einem Reichsgesetze erforderlich und 
ausreichend sind. Bei Gesetzesvorschlägen über die Zölle und 
Verbrauchssteuern (Art. 35 RV.) steht Preussen ein Vetorecht 
im Bundesrate zu, so dass ohne seine Zustimmung eine Ab- 
änderung der bestehenden Zoll- und Verbrauchsabgabengesetze 
und Einrichtungen unmöglich ist 2 ). Das Recht der Gesetzes- 
initiative steht nur den beiden gesetzgebenden Faktoren, dem 
Bundesrate und Reichstage, diesen aber in gleicher Weise zu 3 ); 
es fehlt also dem Kaiser. Die Sanktion der Reichsgesetze er- 
folgt durch den Bundesrat, die Ausfertigung und Verkündung 
der Gesetze im Reichsgesetzblatte gemäss Art. 17 RV. durch 
den Kaiser 4 ). 

Georg Meyer, Verwaltungsrecht II S. 321 n. Anm. 5; Delbrück S. lff.; 
v. Seydel, Reichsverf. S. 265 ff.; Haenel, Studien I S. 12Uff., Staatsrecht 
S. 395; Arndt, Staatsrecht S. 356ff., Reichsverf. S. 236; Wiese S. 26 ff.; 
v. Jagemann S. 148. 

Zorn. Staatsrecht II S. 721, teilt die Zollvereinsbestimiuungen iu Ver- 
fassungs- und Verordnungsrecht und bestreitet, dass einzelnen Bestimmungen 
üesetzescharakter beizulegen sei, ebenso Rauch alles S. 154. 

l ) Bezügl. d. Reichsgesetzgeb. vgl. Posen er S. 43 ff. 

•) Art. 5 RV. 

a ) Art. 7 Ziff. 1 u. 23 RV. 

4 ) Vgl. Jellinek, Verfassungsänderung S. 39; An schütz, Enzykl. 
S. 601; Fror mann 8. 80 ff.; Kolbow S. 73 ff.; femer über die tatsächliche, 
wenn auch nicht rechtliche Initiative des Kaisers als Folge der Ausbildung 
einer selbständigen Reiclisregiening Fi. sc Ii er S. 150 ff.; Born hak, Archiv 
VIII S. 455 ff; Laband. Jahrbuch S. 16. 
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Neben dem Gesetzgebungsreclite stellt dem Reiche auch 
das Verordnungsrecht zu. und zwar besitzt es im Rahmen 
seiner ausschliesslichen Gesetzgebungskompetenz auch das aus- 
schliessliche Verordnungsrecht *). 

Auf dem Gebiete des Verordnungsrechtes muss zwischen 
Rechts- und Verwaltungsverordnungen unterschieden 
werden. 

1. Ein selbständiges d. h. nicht auf ausdrücklicher gesetz- 
licher Ermächtigung beruhendes Recht zum Erlasse von Rechts- 
verordnungen d. h. von Rechtsvorschriften, die der Gesetzes- 
form entbehren, steht dem Reiche mangels einer darauf bezüg- 
lichen Verfassungsbestimmung nicht zu. 

Ebenso fehlt mangels einer verfassungsrechtlichen Er- 
mächtigung das in fast allen Bundesstaaten bestehende sog. 
Notverordnungsiecht d. h. das Recht bei Notfällen und wenn 
der Reichstag nicht versammelt ist, Verordnungen mit dero- 
gativer Kraft gegenüber Reichsgesetzen zu erlassen 8 ). 

Das Reich besitzt vielmehr nur ein delegiertes, jeweils auf 
spezieller gesetzlicher Ermächtigung basierendes Verordnungs- 
lecht 3 ), das durch das Ermächtigungsgesetz dem Bundesrate, 
dem Kaiser, dem Reichskanzler, Reichsbehörden oder auch 
Landesregierungen übertragen werden kann. Ist über die Zu- 
ständigkeit keine Bestimmung getroffen, so ist der Bundesrat 
zum Erlasse der Rechtsverordnungen berechtigt, denn er besitzt 
kraft seiner Stellung die Präsumtion der Kompetenz 4 ). Solche 
Delegationen enthalten z. B. die sämtlichen Zoll- und Steuer- 
gesetze für den Bundesrat, der in dieser Beziehung an die 



») Haenel, Staatsrecht S. 394. 

2 ) Laband, Staatsrecht II S. 83; Arndt, Staatsrecht S. 200, Ver- 
ordnungsrecht S. 11 ff., Keichsverf. S. 143. 

") v. Seydel, Reichsverf. S. 140; Ansehtttz, Enzykl. S. (»04; Laband, 
Staatsrecht II S. 89, IV S. 421 ff.; Georg Meyer, Staatsrecht S. «03: 
Haenel, .Staatsrecht 8.285; Arndt, Staatsrecht S. 200; Schnlze, Staats- 
recht II S. 122 ff., dazu Arndt, Annalen 188(5 S. 311 ff.; Zorn, Staatsrecht 
I S. 481 ff. , Annalen 1885 S. 301 ff. , verwirft die Unterscheidung zwischen 
Rechts- und Verwaltungsverordnung und schreibt dem Bundesrate ein selb- 
ständiges Verordnungsrecht praeter, nicht contra legem zu. Diese Ansicht 
hat Arndt, Annalen 1885 S. 701, widerlogt. 

•) Georg Meyer. Staatsrecht S. 426. 
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Stelle der Generalzollkonferenzen des Zollvereins getreten ist. 
Fehlen derartige Ermächtigungen, so können Rechtsvorschriften 
nur im Wege der Reichsgesetzgebung erlassen werden. 

Nun entsteht die Frage, ob das Verordnungsrecht des 
Reiches ein mittel- oder unmittelbares ist, d. h. ob die Rechts- 
verordnungen unmittelbar mit ihrer Verkündung für die Unter- 
tanen und Behörden der Bundesstaaten rechtverbindliche Kraft 
erlangen l ) oder dazu erst einer landesrechtlichen Sanktion be- 
dürfen 2 ) 3 ). 

Haenel 4 ) behauptet, dass nach dem ursprünglichen Ent- 
würfe der Norddeutschen Bundesverfassung das Verordnungs- 
recht des Bundesrats nur ein mittelbares gewesen sei, das sich 
erst später zum Teil auf Grund jeweiliger besonderer Ermäch- 
tigung in ein unmittelbares verwandelt, in weitem Umfange 
aber seine Mittelbarkeit behalten habe. Er nennt unmittelbar 
das Verordnungsrecht der Zentralgewalt, welches genau so wie 
die unmittelbare Gesetzgebung Reehtsverbindlichkeit für die 
Behörden und Untertanen in den Einzelstaaten gewinnt, ohne 
die rechtliche Notwendigkeit oder auch nur Zulässigkeit eines 
vermittelnden Willensaktes der letzteren, mithin ausschliesslich 
kraft der Autorität des Reiches, insbesondere kraft Ausfertigung 
und Verkündigung oder Insinuation von Reichs wegen; dagegen 
bezeichnet er das Verordnungsrecht als mittelbar dann, wenn 
die Beschlüsse der Zentralgewalt zunächst nur für die Einzel- 
staaten als solche Reehtsverbindlichkeit erzeugen und zwar 
des Inhaltes, dass die Staaten verpflichtet werden durch Ver- 
mittelung ihrer Autorität, durch Ausübung ihrer Verordnungs- 
gewalt die den Beschlüssen der Zentralgewalt entsprechenden 



') Dieser Anrieht ist Arndt, Reichsveif. S. 143, 23fi; ebenso Laband, 
Staatsrecht II S. 95 Anm. 4. 

*) Dies war bei deu Beschlüssen <ler (ieiieralzollkonferenzen der Fall, 
welche zu ihrer Wirksamkeit erst von den Vereinsstaaten in Vollzug gesetzt 
werden mussten. 

a ) Vgl. hierüber Haenel, Studien II S. M, C>7, Staatsrecht S. 289; 
v. Seydel, Keichsverf. S. 142. 

4 ) Haenel, Studien II S. 02 II , Staatsiecht S 271 IT.; gegen Haenel 
Arndt, Vcrordnmigsrerht S HB ff. 
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Rechtsverbindliehkeiten für die Behörden und Untertanen zu 
bewirken. 

Ein solches mittelbares Verordnungsreeht, wie es Haenel 
definiert, ist m.E. überhaupt kein Verordnungsreeht, es ist begriff- 
lich unmöglich. Haenel meint offenbar damit die Fälle, in denen 
die Einzelstaaten vom Reiclisgesetzgeber zum formellen Erlasse 
einer Rechtsverordnung mit einem vom Bundesrate festzu- 
stellenden bestimmten Inhalte ermächtigt werden. 

In diesen Fällen kommt eine Bundesratsverordnung Uber- 
haupt nicht zustande, sondern der Bundesrat legt lediglich den 
materiellen Inhalt der Verordnung fest, überlässt aber ihren 
formellen Erlass den Bundesstaaten. Derartige Verordnungen 
sind daher Landes-, nicht Reichsverordnungen. 

Rechtsverordnungen der einzelnen Bundesstaaten zur Aus- 
führung von Reichsgesetzen bedürfen besonderer reichsgesetz- 
licher Ermächtigung 1 ). Sie schaffen dann Reichs-, nicht 
Landesrecht 2 ) und sind wie jede reichsrechtliche Norm landes- 
rechtlichen Bestimmungen gegenüber mit dem Vorzugsrechte 
des Art. 2 RV. ausgestattet. 

2. Zum Erlasse von Verwaltungsverordnungen ist der 
Bundesrat durch Art. 7 Ziff. 2 RV. allgemein für zuständig er- 
klärt, doch steht verfassungsgemäss bezüglich des Post- und 
Telegraphen-, Marine- und Militärwesens das Verordnungsrecht 
dem Kaiser zu 3 ). 

Diese Verwaltungsverordnungen, die keine Rechtssätze, 
sondern nur Dienstanweisungen (Instruktionen) an die Behörden 
und Beamten oder Verfügungen an die Untertanen zum Inhalte 
haben, beruhen auf der Dienst- oder Amtsgewalt des Staates. 
Da nun aber die letztere dem Reiche nur bezüglich der eigenen 
Behörden und auf den Gebieten seiner unmittelbaren Ver- 
waltung zukommt, im übrigen aber den Bundesstaaten zusteht, 
so wenden sich diese Verwaltungsverordnungen des Bundesrats 
nie direkt an die Behörden der einzelnen Bundesstaaten, sondern 



') Haenel, Staatsrecht .S.39Ö ff.; La b a n d, Staatsrecht II S. 94 ff.; Arndt, 
Reichsverf. S. 138, Staatsrecht S. 202; v. Seydel, Reiehsverf. S. 141. 
■) v. Seydol ). <•.. vgl. denselben in den Annalen 1874 S. 1148 ff. 
») Art, 50, 53, 63 Abs ft u. Ü8 RV. 
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verpflichten lediglich die Staatsregieningen ihrerseits Verord- 
nungen mit dem durch den Bundesratsbeschluss bestimmten 
Inhalte zu erlassen. 

Auch in diesen Fällen wird von einem mittelbaren Ver- 
ordnungsrechte gesprochen *). Dies ist aber m. E. ebensowenig 
zutreffend wie bei den Rechtsverordnungen. Der Bundesrat 
beschliesst nach Art. 7 Ziff. 2 RV. „über die zur Ausführung 
der Reichsgesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften"; die formelle Invollzugsetzung, die eigentliche Ver- 
ordnung steht auch hier den Einzelstaaten zu. 

Ein solches Verwaltungsverordnungsrecht ist den Bundes- 
staaten in geringem Umfange offen geblieben. Da ihnen 
die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Reichssteuern 
verblieben ist, so könuen sie auch auf diesem Gebiete im 
Rahmen der Reichsgesetze und Bundesratsbeschlüsse zur Be- 
rücksichtigung der in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden 
besonderen Verhältnisse Verwaltungsverordnungen erlassen 2 ). 

Bei der Beschlussnahme über die zur Ausführung der ge- 
meinschaftlichen Gesetzgebung (Art. 35) dienenden Verwaltungs- 
vorschriften und Einrichtungen gibt die Stimme des Präsidiums 
alsdann den Ausschlag, wenn sie sich für Aufrechthaltung der 
bestehenden Vorschrift oder Einrichtung ausspricht. Diese 
Bestimmung des Art. 37 RV. war schon im Art. 8 § 12 des 
Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 enthalten; sie gibt 
Preussen auf dem Gebiete des Verordnungsrechtes das gleiche 
Vetorecht, das ihm Art. 5 Abs. 2 RV. auf dem Gebiete der 
Zoll- und Steuergesetzgebung einräumt. 

Das Vetorecht wird innerhalb des Bundesrats geltend ge- 



') Haenel. Staatsrecht S.289ff.,291; v.Seydel, Reichsverf. S.142; dazu 
Laband, Staatsrecht II S. 192 ff.; Arndt, Reichsverf. S. 139 ff, Staatsrecht 
S. 201, Verordnnngsrecht S. 35 ff., behauptet, dass der Ausdruck Verwaltungs- 
vorschriften im Art. 7 Ziff. 2 RV. auch Rechtsvorschriften mit umfasse und 
nur den Gegensatz zu den in Gesetzesform ergehenden Vorschriften bilde, 
und sieht daher in Art. 7 Ziff. 2 eine generelle Ermächtigung des Rundesrats 
auch zum Erlasse von Rechtsvorschriften ; vgl. dagegen Laband, Staats- 
recht 11 S. 84 ff. 

») Laband, Staatsrecht IV S. 423: Haenel, Staatsrecht S. 395 ff. 
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macht und steht Preussen auch dann zu, weun es mit seiner 
Meinung ganz allein steht 1 ). Dieses preussische Veto steht 
unter dem Schutze des Art. 78 RV. und kann also ohne 
Preussens Zustimmung weder abgeändert noch beseitigt werden *). 

Die auf Grund des Gesetzgebungs- und Verordnungs- 
rechtes ergangenen Vorschriften werden an den betreffenden 
Stellen mitgeteilt. 



») v. Seydel, Reichsverf. S. 119; Arndt, Reichsverf. S. 127. 
») Arndt a. a. 0. 



•Speck, Kelchs- and l.ande.-tinanzeü 



3 
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2. Kapitel 

Die Grundlagen des geltenden Rechtszustandes 



§ 3. Die rechtliche Natur der Fiiianzwirtschaft des Reiches 

Die Erkenntnis vom Wesen der Reichsfinanzwirtschaft lässt 
sich von der Auffassung der rechtlichen Natur des Reiches nicht 
trennen. 

I. Der Eingang der Reichsverfassung lautet: 

„Seine Majestät der König von Preussen im Namen des 
Norddeutschen Bundes, Seiue Majestät der König von Bayern, 
Seine Majestät der König von Württemberg, Seine Königliche 
Hoheit der Grossherzog von Baden und Seine Königliche Hoheit 
der Grossherzog von Hessen und bei Rhein für die südlich 
vom Maiu belegenen Teile des Grossherzogtums Hessen schliessen 
einen ewigen Bund" usw. 

Was folgt daraus für die rechtliche Natur des Reiches? 
Soll damit gesagt sein, dass das Reich ein Staatenbund ist wie 
der deutsche Bund, von dem die deutsche Bundesakte in Art. 1 
sagte: Die souveränen Fürsten und freien Städte Deutschlands 
vereinigen sich zu einem beständigen Bunde, welcher der 
deutsche Bund heissen soll? 

Die BYage ist zu verneinen. 

Aus dem Wortlaute des Eingangs der Reichsverfassung 
ist vielmehr zu folgern, 

1. dass das Reich kein Einheitsstaat, sondern ein Bund, d. h. 
eine Vereinigung der deutschen Staaten zu einer Einheit 
sein soll, 

2. dass dieser Bund ein aus den deutschen Staaten zusammen- 
gesetzter Staat, ein Staatenstaat oder richtiger ein 
Bundesstaat sein soll 1 ). 



M Vgl. Reim». Unitnrfemiis S.K; Triepel. Unitarismns S. 8ff. 
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Begrifflich ist der Bundesstaat ein Gebilde, das in der 
Mitte zwischen dem Staatenbunde uud dem Eiuheitsstaate steht, 
selbständige Gewalt nicht nur über die Gliedstaaten, sondern 
auch unmittelbar über die Untertanen der Staaten besitzt und 
sowohl von Prinzipien des Einheitsstaates (Unitariamus) als 
auch von solchen des Staatenbundes (Föderalismus) beherrscht 
wird, doch geht durch alle bundesstaatlichen Verfassungen ein 
unitarischer Zug 1 ), während das föderalistische Element auf 
die Dauer immer mehr in den Hintergrund gedrängt wird. 
Das liegt in der Entwicklung unserer Zeit begründet, in der 
sich nur fest organisierte Staatswesen, nicht aber so lockere, 
widerstandsunfähige Gebilde, wie sie uns im Staatenbund ent- 
gegentreten, behaupten könuen. 

Das Deutsche Reich ist seiner rechtlichen Natur nach ein 
selbständiger souveräner Staat, ein Bundesstaat-), dessen 
rechtliche Grundlage nicht ein Vertrag, sondern die Reichs- 
verfassung ist. Es besitzt eigene juristische Persönlichkeit, 
eigene Organe und Einrichtungen, eigene die Untertauen der 

') Belege bei Westerkamp, Staatenbund und Bundesstaat, hinsicht- 
lich der einzelnen bundesstaatlieheu Verfassungen. 

*) Diese Ansicht ist in der Literatur die herrschende, wie sehr auch in 
Einzelheiten Unterschiede bestehen. Vgl. Laband, Staatsrecht 1907 S. 2t ff, 
1901 1 S. 51 flf. ; Georg Meyer, Staatsrecht S. 201, Erörterungen S. 81; 
Kehn), Unitaristnus S. 6 ff. ; Triepel, Unitarisiutis S. 8 ff. ; Zorn, Staats- 
recht I S. 76 ff.; v. Jageinann, Reichsverf. S. 46; Stoork in v. Holtzendorffs 
Enzykl. S. 1142; Anschütz ebendort S. 511 ff. 515; Geffcken, Reichsverf. 
S. 8; FischerS. 22; v. Held S. 40; Mejer S. 294; Rönne, Verfassungs- 
recht S. 32; Westerkamp, Staatenbund S. 452 ; Brie, Theorie der Staaten- 
verbindungen S. 99, Bundesstaat Vorwort S. IV und S. 156 ff., Lehre von den 
Staatenverbindungeu bei Grünhnt S. 85 ff.; Boruhak, Archiv VII S. 363, 
VIII S. 425; Gerber S. 239; bezüglich des Norddeutschen Bundes v. Mohl 
S. 37; Otto Mayer, Archiv VIII S. 367; Hne de Grais S. 8; Triepg 
S. 101 ff.; Thudichum S. 53; Schulze, Staatsrecht II S. 4; Loening, 
Reichsverf. S. 29 ff., bei Conrad VI S. 939, bei Bluntsthli S. 27; Arndt, 
Reichsverf. S. 53 ff, 59, Staatsrecht S. 41; Rosin. Annalen 1883 S. 302 ff.; 
Jellinek, Recht des modernen Staates S. 703 ff.. Staaten Verbindungen S. 254; 
Haenel, Staatsrecht S. 805, Studien I S. 39 ff. (Staatsrecht S. 798, 856 spricht 
er sogar von einem Einheitsstaate). Nach Rivier S. 119 ist das Reich ein 
Gemisch von Staatenbund und Bundesstaat, wobei die Bnndesstaatsnatur über- 
wiegt; ähnlich v Jair^niann a a O : vgl auch KGEntsch i. Zivils. Bd. 44 
S :580. 

3* 
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Bundesstaaten und diese selbst ohne weiteres verpflichtende 
Gesetzgebungsgewalt, eigenes Vermögen und eigene Schulden. 

Von Seydel 1 ) 2 ) dagegen erklärt das Reich für einen kon- 
stitutionellen Staatenbund d. h. für eine dauernde Vereinigung 
von Staaten zum Zwecke gemeinsamer Ausübung äusserer und 
speziell innerer Hoheitsrechte, dessen Auflösung bei Ein- 
stimmigkeit aller Bundesglieder möglich sei. Die Reichsver- 
fassung sei innerhalb eines jeden Gliedstaates Landesgesetz, 
im Verhältnisse der Einzelstaaten zueinander ein völkerrecht- 
licher Vertrag mit perpetua causa. Der Bundesgewalt, so 
behauptet er weiter, fehle zu einer Staatsgewalt das wesentliche 
Merkmal, die Unbegrenztheit. Die einzelnen Souveränitäts- 
rechte, die dem Bunde übertragen sind, bilden keine Souveränität. 
Die Bundesgewalt wirke innerhalb jedes Staates als Landes- 
gewalt; die Bundesgesetzgebung wirke innerhalb jedes Staates 
als Landesgesetzgebung. Beide hätten ihre Kraft nicht aus 
sich selbst, sondern aus der Bundesverfassung, die als Landes- 
gesetz und nur als Landesgesetz verkündet sei. Und wenn 
nun das Bundesgesetz dem Landesgesetze vorgeht, so sei dies 
der Fall, weil das Landesstaatsrecht es so bestimme. Durch 
Verkündigung der Bundesverfassung als Gesetz habe der 
Landesherr sich in Ausübung seiner Souveränität in derselben 
Weise gebunden, wie er es tat, als er die Landesverfassung 
gab. 

In der Reichsverfassung sind der rechtlichen Natur des 
Reiches entsprechend, wie schon erwähnt, unitarische und 
föderalistische Elemente vorhanden 3 ). 

Das unitarische Prinzip überwiegt, und zwar wie Triepel 4 ) 
im Gegensatze zu Rehm 5 ) zuzustimmen ist, nicht nur politisch, 
sondern auch rechtlich, weil sich die Vorherrschaft des uni- 



«) Reichsverf. S. 5 ff., 15, 16, 19 u. 33; Staatsrecht I S. 264; Abhaud- 
lungeu 1893 S. 1 ff. Gegen v. Seydel vor allem Rehm, Staatslehre S. 127 ff. 

•) Ebenso v. Jagemann, Reichsverf. S. 30; gegen ihn Lahand, Ju- 
rLstenzeitung 1904 S. 561 ff. ; wie v. Jagemann und v. Seydel neuerdings auch 
Ranchalles S. 4. 

s ) Vgl. Triepel, ünitarismus; Rehm, Unitarismus. 

«) a. a. 0. S. 36. 

6 ) a. a. 0. S. 19. 
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tarischen Elements über das föderative nicht allein und 
t ausschliesslich auf politische Momente, sondern auf rechtliche 
Einrichtungen stützt. 

H. Der Entwicklungsgang der Reichsverfassung im allge- 
meinen lässt seit der Reichsgrtindung unzweifelhaft ein stetiges 
Erstarken des zentralistischen Prinzips erkennen. Was aber 
speziell die Entwicklung der Reichsfinanzwirtschaft betrifft, 
so ist hier leider das gerade Gegenteil zu beobachten. Die 
Reichsfinauzwirtschaft wird von föderalistischen Grundsätzen 
beherrscht. 

Die Unterschiede zwischen der föderalistisch gestalteten 
Finanzwirtschaft des Staatenbundes und der von unitarischen 
Prinzipien beherrschten Finanzwirtschaft des Bundesstaats sind 
in Kürze dahin festzustellen 1 ): 

a) Der Staatenbund besitzt keine eigene Finanzhoheit, hat 
daher auch keine eigenen Finanzquelleu, sondern ist gezwungen 
seine Ausgaben auf die einzelnen Mitglieder umzulegen und 
von ihnen in Gestalt von Matrikularbeiträgen zu erheben; seine 
Finanz Wirtschaft ist eine reine Gesellschafts- (Sozietäts-) 
Wirtschaft. 

b) Dagegen besitzt der Bundesstaat als selbständiges 
Rechtssubjekt eine eigene Finanzhoheit und damit eigene Ein- 
nahmequellen, die ihn von den Gliedstaaten in finanzieller Be- 
ziehung unabhängig machen, so dass er imstande ist seinen 
Finanzbedarf selbst zu decken, ohne auf die finanziellen Mittel 
der Gliedstaaten zurückgreifen zu müssen; Matrikularbeiträge 
sind mit seiner rechtlichen Natur unvereinbar 2 ). 

Aus den Bestimmungen der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes geht klar und deutlich hervor, dass die sozietätsmässige 
Gestaltung der Finanzwirtschaft nur als ein vorübergehender 
Zustand gedacht war, denn Art. 70 der Verfassung bestimmte, 
dass Matrikularbeiträge nur so lange zur Deckung der Unter- 

•) Vgl. v. Eheberg S. 479; Roachor-Gorlach II S. 476; A. Wagner 
IVi S. 79ff.; Scl.äffle, Stenern I S. 81 ff., 255ff.; Geffcken in Gustav 
Schönbergs Handbuch der pol. Ökonomie 4. A. Uli S. 34 ff.; v. Stein, Finanz- 
wissenschaft I S. 62 ff. 

*) Vgl. Zorn, Rechtslexikon III S. 87öff.; Schwarz-Strntz S. 118; 
Waitz S. 195. 
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bilanz im Bundeshaushalte erhoben werden sollten, als Hundes- 
steuern nicht eingeführt sind. Es sollten also nach der Ein- 
führung weiterer Bundessteuern die Matrikularbeiträge als ein- 
ziges Überbleibsel der Vereinswirtschaft verschwinden und an 
die Stelle der letzteren sollte die Staats Wirtschaft treten. Die 
Norddeutsche Bundesverfassung sollte sich demnach auch in 
dieser Richtung unitarisch entwickeln 1 ). 

Die Verhältnisse änderten sich mit der Reichsgründung 2 ). 
Durch den Eintritt der süddeutschen Staaten mit ihren zahl- 
reichen Reservatrechten erfuhr das föderalistische Prinzip der 
Verfassung eine wesentliche Verstärkung. 

Infolge der Sonderrechte Bayerns, Württembergs, Badens 
(und Elsass- Lothringens) entstanden gesonderte Finanzgemein- 
schaften, zu deren Ausgleich die Matrikularbeiträge dringend 
benötigt wurden. 

Trotzdem hätte auch nach der Reichsverfassung die Reichs- 
finanzwirtschaft sich zentralistisch entwickeln sollen, da der 
oben erwähnte Art. 70 wörtlich in die Reichsverfassung 
übernommen worden ist und danach den Matrikul arbeit lägen 
nur bis zur Einführung von Reichssteuern Lebensdauer zuge- 
dacht war. 

Im Jahre 1879 wurde jedoch zum zweitenmal das uni- 
tarische Prinzip der Reichsfinanzwirtschaft durchbrochen, nämlich 
durch die Einführung der Frankensteinsehen Klausel und das 
dadurch geschaffene Überweisungssystem. Damit ist in der 
Finanzwirtschaft des Reiches das föderalistische Prinzip end- 
gültig zur Herrschaft gelangt. Die Einschränkung der Klausel 
durch die sog. lex Stengel im Jahre 1904 hat daran nichts geän- 
dert, ebensowenig der Umstand, dass bei der Reform des Jahres 
1906 von der Ausdehnung der Klausel auf die neubewilligten 
Steuern überhaupt Abstand genommen wurde. Doch lassen die 
Massnahmen der Jahre 1904 und 1906 immerhin erkennen, 
dass das föderalistische Element auch auf diesem am hart- 
näckigsten und erfolgreichsten verteidigten Gebiete der Reichs- 
verfassung bereits stark in der Rückbildung begriffen ist. 



') Vgl. Laband, Wandlungen; ferner Staatsrecht IV S. 375 ff. 
J t Vgl. Triepel a. a. 0 S 44 ff. 
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Wahrscheinlich bringt schon die nächste Reform durch reichs- 
gesetzliche Fixierung der Matrikularbeiträge seine faktische 
Beseitigung. 

Zurzeit ist aber die Reichsfinanz Wirtschaft noch föderalistisch 
gestaltet: sie ist keine Staats-, sondern eine Vereins- (Gesell- 
schafts-) Wirtschaft 1 ). Der entscheidende Punkt, auf den es 
bei Beurteilung dieser Frage allein ankommt, ist, wie Laband 3 ) 
treffend sagt, ob die Sonderexistenz der Mitglieder in der ein- 
heitlichen Finanzwirtschaft verschwindet oder in der quoten- 
mässigen Verteilung der Differenz zwischen Einnahmen und 
Ausgaben auf die einzelnen Mitglieder zur Geltung kommt. 
Letzteres ist im Reiche der Fall, denn 

1. nehmen an gewissen Einnahmen und Ausgaben des Reiches 
nicht alle Bundesstaaten oder nicht alle gleichmässig teil, 

2. werden gewisse Einnahmen vom Reiche den Einzelstaaten 
überwiesen, 

3. muss die Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben im 
Reiche durch Matrikularbeiträge der Bundesstaaten ge- 
deckt werden 3 ). 

Auf diese mit dem sonst in der Reichsverfassung herr- 
schenden Prinzipe im grössten Widerspruch stehende Gestaltung 
der Reichsfinauzwirtschaft beruft sich auch ausdrücklich 
v. Seydel bei der Konstruktion seiner Staateubundstheorie. So 



') Laban d gibt dies zu, bezeichnet aber die Herrschaft des Sozietäts- 
urinzips iu der Reichsfinanzwirtschaft mit Recht als die hervorragendste und 
bemerkenswerteste Unebenheit der Reichsverfassung, Staatsrecht IV S. 376, 
Wandlungen S. 21 ff. Dagegen charakterisieren Haenel, Staatsrecht S. 370, 
375, Georg Meyer, Verwaltungsrecht II S. 396 , 399, Staatsrecht S. 771, 
Prcuss, Reichs- u. Landesfinanzen S. 38, 78, Schulze, .Staatsrecht II S. 147, 
v. Kirchenheini S. 405 ff. die Reichsfinanzwirtschaft als Staatswirtschaft und 
erklären die Matrikularbeiträge für Reichssteuern, ebenso v. Heckel bei 
Conrad V 8. 739. 

Laband, Anualen 1873 S. 487; Kittel S. 18, wohl auch v. Jäge- 
rn anu, Reichsverf. S. 204, 209, nehmen ein Gemisch aus Elementen der 
Staats- und Gesellschaftswirtschaft an. Vgl. ferner bezügl. der Finauzwirt- 
schaft der Staatenverbindungeu A. Wagner, Finanzwissenschaft IVi S. 78 ff., 
v. Stein, Finanzwissenschaft I S. 62 ff. 

") Staatsrecht IV S. 376. 

•) Zum Vergleiche: §§ 705, 706, 707, 718, 719, 721 u. 722 BGB. 
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sagt er 1 ): „Die Bestimmungen der Reichsverfassung weisen 
darauf hin, dass man die ganze Finanzwirtschaft des Reiches 
als Gesellschaftswirtschaft und demgemäss das Reichsvermögen 
als gemeinschaftliches Vermögen der Staaten des Bundes ge- 
dacht hat", und daher bezeichnet er auch den Art. 70 der RV. 
als „einen derjenigen Verfassungsartikel, welche die Bundes- 
natur des Reiches am allerlautesten bezeugen" 2 ). 

III. Werfen wir endlich zum Vergleiche noch einen Blick auf 
die für uns wichtigsten ausserdeutschen Bundesstaaten, die 
Schweiz und die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Beide Staaten sind ihrer Staats form nach unbestritten 
Bundesstaaten. Ihre Finanzwirtschaft ist aber im Gegensatze 
zu derjenigen des Reiches unitarisch gestaltet, sie ist eine 
reine Staatswirtschaft. 

Die Vereinigten Staaten s ) besitzen eine fast unbeschränkte 
Finanzgewalt und ein ebenso ausgedehntes Besteuerungsrecht 
für ihre verfassungsmässigen Zwecke, nämlich zur Zahlung von 
Schulden und zur Fürsorge für die gemeinsame Verteidigung 
und die allgemeine Wohlfahrt. Matrikularbeiträge kennt die 
Unionsverfassung nicht. Die Finanzgewalt der Vereinigten 
Staaten ist zwar keine ausschliessliche — dies ist sie nur be- 
züglich der Aufjagen (Zölle und Gebühren) für die Ein- und 
Ausfuhr — , vielmehr stehen den einzelnen Staaten dieselben 
fiuanzrechtlichen Befugnisse zu, umgekehrt ist aber ebenso 
eine Beeinträchtigung oder Beseitigung der verfassungsmässigen 
Rechte der Union durch einzelstaatliche Massnahmen ausge- 
schlossen. 

Ebenso ist die Wirtschaft der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft eine Staatswirtschaft. Art. 42 der Schweiz. Verfassung 
vom 29. Mai 1874 bestimmt : 

Die Ausgaben des Bundes werden bestritten: 

a) aus dem Ertrage des Bundesvermögens; 

b) aus dem Ertrage der schweizerischen Grenzzölle; 

c) aus dem Ertrage der Post- und Telegraphenverwaltung; 



') Reichsverf. S. 383. 
«) Daselbst S. 392. 

') Unionsverfassung Art. I Sekt. 8, i,*; Sekt. 2, 3; Sekt. 9, 4,5; Sekt. 10, «,3; 
vgl. Westerkamp, Staatenbund S. 145, v. Holst S. 21 ff., 64 ff. 
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d) aus dein Ertrage der Pulververwaltung; 

e) aus der Hälfte des Bruttoertrages der von den Kautoneu 
bezogenen Militärpflichtersatzsteuer ; 

f) aus den Beiträgen der Kantone, deren nähere Regulierung 
vorzugsweise nach Massgabe der Steuerkraft derselben 
der Bundesgesetzgebung vorbehalten ist 1 ). 

Demnach gestattet also auch die schweizerische Bundesver- 
fassung die Einhebung von Matrikularbeiträgen von den Kantonen. 
In Wirklichkeit steht jedoch diese Verfassungsbestimmung nur auf 
dem Papier; es besteht zwar für die Matrikularbeiträge eine 
bundesstaatliche Skala, wonach sie in 8 Klassen nach der 
Steuerkraft der Kantone abgestuft sind 2 ;. Seit 1849 wurden 
aber solche nicht mehr erhoben 8 ). Umgekehrt subventioniert 
aber der Bund in erheblichem Umfange die Kantone, und zwar 
nicht nur durch die Überlassung des gesamten Reinerträgnisses 
des Alkoholmonopols und der Hälfte der Militärpflichtersatzstcuer, 
sondern auch durch effektive Zuschüsse zu den kantonalen Aus- 
gaben für öffentliche Zwecke, insbesondere für Schulen 4 ). 

§ 4. Bas Gebiet 

Das Reichsgebiet bildet ein einheitliches Zoll- und 
Handelsgebiet, umgeben von gemeinschaftlicher Zoll- 
grenze R ). 

I. Das Reichsgebiet 0 ) (540777,5 qkm mit 61921000 Ein- 
wohnern 7 ;) besteht aus den Staatsgebieten von Preussen mit 
Lauenburg und Helgoland. Bayern, Sachsen, Württemberg, 
Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen- Weimar, Meck- 
lenburg-Strelitz, Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, 

») Vgl. Westerkamp, Staatenbund S. 159ff.; Orelli S. 24 ff. , 63 ff.; 
Schollenberger, Gruudriss S. 23. 

*) Bundesgesetz vom 9. März 1875 durch Bundeabeschluss vom 5. April 
1895 „bis auf weiteres" in Kraft erklärt. 

*) Letztes Gcldkontingeut der Kantone 1849 für Truppenaufstellung au 
der badischen Grenze wegen der dortigen Revolution: .Schollcnberger 
a. a. 0. und Bundesverfassung S. 328. 

*) Schol lenberger, Grundriss S. 27 ff . 

6 ) Art. 33 Abs. 1 RV. 
•) Vgl. Michelly. 

7 ) Statist Jahrbuch 1907 S. 1 ff. 
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Sachsen-Alteuburg, Saehsen-Coburg-Giotlia, Schwarzbu ig- Rudol- 
stadt, Scliwarzburg-Sondershausen, Anhalt, Waldeck, Reussä. L., 
Renss j. L., Sehaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg 
und dem Reichsland El sass- Lothringen '). 

Das Herzogtum Laueuburg wurde im Wiener Frieden 
vom 30. Oktober 1864 von Dänemark an Österreich und Preussen 
abgetreten, seit dem Gasteiner Vertrage vom 14. August 1865 
in Personalunion mit Preussen vereinigt und seit 1. Juli 1876 
mit Preussen dauernd verbunden *). 

Die Insel Helgoland wurde durch Vertrag zwischen dem 
Deutscheu Reiche und Grossbritannien vom 1. Juli 1890 3 ) an 
den Deutschen Kaiser abgetreten, von diesem durch Patent vom 
10. August 1890 in Besitz genommen, gemäss Reichsgesetz vom 
15. Dezember 1890 mit dem Reiche vereinigt 4 ) und mit Zu- 
stimmung desselben dem Preussischen Staate einverleibt 5 ). 
Mit dem Tage der Einverleibung (1. April 1891) trat auf der 
Insel die Reichsverfassung mit Ausnahme des Abschnittes VI 
über das Zoll- und Handelswesen in Geltung 6 ). 

Was die Fürstentümer Waldeck und Pyrmont betrifft, 
so hat Preussen vom 1. Januar 1868 durch den sog. Akzessions- 
vertrag vom 18. Juli 1867 7 ), verlängert durch den Vertrag vom 
24. November 1877 "), nunmehr ersetzt durch den Vertrag vom 
2. März 1887 9 ) die innere Verwaltung der Fürstentümer über- 
nommen. An der Spitze der Verwaltung steht ein Landes- 
direktor, der vom König von Preussen ernannt wird und die 
verfassungsmässig der Landesregierung obliegende Verantwort- 

») Art. l RV. 

*) Besitzergreif nngspatent vom 13. September 1865 u. Prcuss. Ues. vum 
23. Juni 1876, Preuss. Gesetzessamml. S. 161). Vgl. ferner T hu dich um 
8. 4, 60. 

') Art XII, vgl. Deutsches Kolonialbl. 8. 127; Zorn, Kolonialgesetz- 
gebung. Berlin 1901, S. 11 ff., 21. 
*) § 1 HGBI. S. 207. 

*) Preuss. ües. vom 18. Februar 1891. § 1, GeKctzessnmml. S. 11. 
") RG. vom 15. Dezember 1890 S, 2. Vgl. v. Stengel. Wörterbuch, 
Ergänzungsband I S. 51 ff. 

') Preuss. GS. 1868 S. 1 ff. 

*) Preusa. GS. 1878 S. 18 ff.; Stoerk, Verfassungen S. 509 ff. 

») Preuss. GS. S. 177 ff.; Fleischmann, Völkerrechtsquellen S. 215. 



Digitized by Google 



§ 4 Das (ü'bict 



43 



lichkoit zu übernehmen hat. Die Vertretung des Fürstentums 
nach aussen ist jedoch dem Fürsten verblieben, sie wird durch 
den Landesdirektor ausgeübt. Den Bundesratsbevollmächtigten 
für Waldeck hat daher der Fürst zu ernennen und zu instru- 
ieren, nicht aber die pretissische Regierung. Der Vertrag ist 
auf unbestimmte Zeit geschlossen, eine Kündigung hat 2 Jahre 
vor der beabsichtigten Auflösung zu erfolgen 1 ). 

Den Hansestädten Bremen und Hamburg war durch 
Art. 34 RV. das durch Art. 78 Abs. 2 RV. verfassungsmässig 
geschützte Recht 2 ) eingeräumt worden, dass ihr Gebiet nur 
auf ihren Antrag in die gemeinschaftliche Zollgrenze einge- 
schlossen werden könne. Bis dahin sollten sie als Freihäfen 
ausserhalb derselben verbleiben. Im Jahre 1881 beantragte 
Hamburg, 1884 Bremen seinen Anschluss, der darauf mit Aus- 
nahme ihrer Freihafeugebiete auf Grund der Bundesratsbe- 
schlüsse vom 15. Oktober 1888 bzw. 6. November 1888 seit 
15. Oktober 1888 erfolgte 3 ). Zur Aufnahme gentigte ein 
Bundesratsbeschluss*), da dieselbe in der Verfassung vorgesehen 
war, eine Verfassungsänderung, wie Zorn 5 ) behauptet, war 
nicht erforderlich, ebensowenig bedurfte es eines Reichsgesetzes. 
Die Reichsgesetze vom 16. Februar 1882 und 31. März 1885 
regeln nur die finanziellen Verhältnisse des Anschlusses, weil 
das Reich zu den Kosten desselben Beiträge leistete. 

Die von Frankreich durch Art. 1 des Präliminarfriedens vom 
26. Februar 187 l ß ) abgetretenen Gebiete Elsass-Lothringen 
wurden in der durch Art. 1 des Friedensvertrages vom 10. Mai 

') Vgl. v. Rönne. Preuss. Staatsrecht 1 S. 86 ff. ; Arndt. Staatsrecht 
S. 70 ff., UO, Reicbsverf. S. 68: unrichtig v. Frühst S. 5), der benanntet, dass 
die preuss. Regierung den Bundesratsbevollmächtigten für Waldeck instruiert, 
ebenso R a u c h a 1 1 e 8 S. 9 ff. 

«) Vgl. Loening, Annalen 1875 S. 837 ff.; Laband, Anualeu 1874 
S. 1508 ff.; Haenel, Studien I S. 200. hatte aufänglich dieses Sonderrecht 
bestritten, dasselbe aber im Staatsrecht S. S14 zugegeben, vgl. darüber 
Wiese S. 42 ff. 

•) Zentralblatt 1888 S. 913 ff. 

*) Laband, Staatsrecht IV S. 396; v. Seydel, Reicbsverf. S. 240; 
Haenel, Staatsrecht S. 674, Studien I S. 200; Arndt, Verordnungsrecht 
S. 98. 

») Staatsrecht II S. 736. 
■) RGBl. S. 215. 
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1871 l ), Art. 3 der Zusatzartikel vom 10. Mai 1871 2 ) und Art. 
10 der zusätzlichen Übereinkunft zum Friedensverträge vom 
12. Oktober 1871 3 ) festgesetzten Begrenzung mit dem Deutschen 
Reiche durch das Reichsgesetz vom 9. Juni 1871 4 ) für immer 
vereinigt. Die Reichsverfassung trat mit dem 1. Januar 1874 
in Kraft 5 ), Art. 33 RV. aber schon mit dem 1. Januar 1872 6 ). 

Die deutschen Schutzgebiete: 

1. Deutsch-Südwest- Afrika, 2. Kamerun, 3. Togo, 4. Deutsch- 
Ostafrika, 5. Deutsch -Neu -Guinea, bestehend aus dem sog. 
Kaiser- Wilhelms-Laud, dem Bismarck- Archipel, den Salomon- 
Inseln und den Inselgruppen der Karolinen, Palau und Mari- 
anen, sowie jetzt auch die Marschall-, Brown- und Providence- 
lnseln, 6. Deutsch- Samoa und 7. Kiautschou gehören nicht zum 
Reichsgebiete im Sinne des Art. 1 RV. ; sie sind keine inte- 
grierenden Bestandteile des Reichsgebietes, weil sie demselben 
nicht gemäss Art. 1 RV. einverleibt worden sind 7 ). 

Im Sinne der Reichsverfassung gelten sie daher als Aus- 
land, wenn sie auch der Staatsgewalt des Reiches unterworfen 



') RGBl. S. 223. ») RGBl. S. 242. 
«) RGBl. S. 367. *) RGBl. 8. 212. 
tt ) RG. vom 25. Juni 1873, RGBl. S 161. 

•) KG. vom 17. Juli 1871, RGBl. S. 325, vgl. im übrigen v. Pröbst S. 9, 
143 ff.; Arndt, Reichsverf. S. 69 ff. 

7 ) Vgl. Lab au d, Staatsrecht II S. 278, Staatsrecht 1907 S. 192, Jahr- 
buch S. 11; Arndt, Staatsrecht S.71, 762, Reichsverf. S. 105; Georg Meyer, 
Schutzgebiete S. 88 ff., Staatsrecht S.213; v. Pröbst S. 10, 222 ff.; v. Seydel, 
Abhandlungen II S. 81; Gareis, Kolouialrecbt S. 8; v. Stengel, Wörterbuch 
II S. 435, Ergänzungsband I S. 83, Annalen 1895 S. 493 ff., 613 ff., Schutz- 
gebiete S. 35 ff. ; Anschütz S. 563; Geffcken, Verfassung S. 115; Köbner 
S. 1091 ff.; Bornhak, Archiv II 1887 S.3ff., 9; Ilaenel, Staatsrecht S. 842; 
v. Poser u. Gross-Naedlitz S. 27 ff., 47 ff. 49 (er schlägt für die Schutz- 
gebiete als Gebiete, welche zwar staatsrechtlich, aber nicht im Sinne der 
Reichsverf. zum Deutschen Reiche gehören, die Bezeichnung „Reichsuebenland* 
vor); ebenso Fleisch mann, Auslieferung und Nacheile 1906 S. 17; Zorn, 
Staatsrecht I S. 577 ff, behauptet, die Kolonien seien deutsches Staatsgebiet, 
staatsrechtlich Inland und in keinem Sinne Ausland, gibt aber zu, dass sie 
dem Bundesgebiete der Reichsverf. nicht einverleibt worden sind. Joel 
S. 193 ff. erklärt mit Unrecht die Schutzgebiete in jeder Beziehung für 
Ausland. Vgl. ferner F. Sabersky, Der koloniale Inlands- und Auslands- 
begriff, 1907. 
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sind; lediglich im Sinne des § 21 des Reichsgesetzes über die 
Erwerbung und den Verlust der Reichs- und Staatsangehörigkeit 
vom 1. Juni 1870, der den Verlust der Staats- und Reichsan- 
gehörigkeit durch 10jährigen Aufenthalt im Auslande betrifft, 
sowie bei Anwendung des Gesetzes wegen Beseitigung der 
Doppelbesteuerung vom 13. Mai 1870 gelten sie nach ausdrück- 
licher Gesetzesbestimmung als Inland 1 ). In zoll- und handels- 
politischer Beziehung gehören demnach die Schutzgebiete auch 
nicht zum Reichs-Zoll und Handelsgebiet, sondern zum Zoll- 
Ausland und die aus ihnen nach Deutschland eingeführten 
Waren sind dementsprechend zu behandeln, doch geniessen sie 
das Recht der Meistbegünstigung 2 ). 

Zum Reichs- und Zollgebiete gehören auch die Ströme. 
Die Unterelbe einschliesslich der Elb-Inseln ist durch Bundes- 
ratsbeschluss vom 8. Dezember 1881 3 ) vom 1. Januar 1882 ab 
dem Zollgebiete angeschlossen worden, wobei jedoch sowohl die 
von Hamburg kommenden als auch die dorthin fahrenden 
Schiffe beim Transit durch den zum Zollgebiet gehörenden Teil 
der Unterelbe von jeder zollamtlichen Behandlung befreit sind. 
Die Einbeziehung der Unterweser in die Zollgrenze erfolgte 
gleichzeitig mit dem Bremischen Gebiete*). 

II. Reichs- und Zollgebiet, Reichs- und Zollgrenzen fallen 
nach der Reichsverfassung grundsätzlich zusammen. Dieses 
Prinzip erleidet aber manche Durchbrechungen, einmal hinsicht- 
lich der Kttstengewässer. Zum Reichsgebiete gehören nämlich 
in völkerrechtlicher Beziehung auch die Küstengewässer auf 
Kanonenschusswoite oder drei Seemeilen (5556 m) 5 ). 

') Schutzgebietsgesetz, veröffentlicht auf Grund der RG. vom 17. April 
1886, lö. März 1888 und 25. Juli 1900 durch Bekanutm. des Reichskanzlers 
vom 10. September 1900, RGBl. S. 813, § 9 Abs. 3. 

*) Zolltarifgesetz vom 25. Dezember 1902, RGBl. S. 303, § 1 Abs. 3, wonach 
den Erzeugnissen der deutschen Kolonien und Schutzgebiete die vertrags- 
mässigen Zollbefreiungen und Zollermassigungen durch Bescbluss des Bundes- 
rats eingeräumt werden könuen, Bnndesratsbeschluss vom 2. Mai 1893, 
Deutsches Kolonialblatt 1893 S. 283. 

*) Zentralblatt 1881 S. 464 ff. 

*) Daselbst 1888 S. 913 ff., 915. 

8 ) Laband, Staatsrecht IV S. 398; Rauchalles S. 132; Rivier 
S. 133; Stoerk bei v. Holtzendorff II S. 409ff.; Heilborn, Enzykl. S. 1010; 
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Da nun aber die Zollpfliehtigkeit der Waren nicht schon 
durch blosses Befahren der Küstengewässer, sondern grund- 
sätzlich erst dann entsteht, wenn die Waren aus Land gebracht 
werden, so ist im § 16 Abs. 2 des Vereinszollgesetzes vom 
1. Juli 1869 bestimmt wordeu, dass überall, wo das Vereins- 
gebiet durch das Meer begrenzt wird, die jedesmalige den 
Wasserspiegel begrenzende Linie des Landes die Zolliuie bildet, 
desgleichen auch da, wo das Vereinsgebiet an andere Gewässer 
grenzt, sofern deren Stand von Ebbe und Flut abhängig ist. 
Weiterhin liegen aber auch deutsche Gebiete ausserhalb — Zoll- 
ausschlüsse — . ausländische innerhalb der deutschen Zollgrenze 
— Zollanschlüsse — . Ausgeschlossen von der gemeinschaft- 
lichen Zollgrenze bleiben nach Art. 33 Abs. 1 RV. die wegen 
ihrer Lage zur Einschliessung in die Zollgrenze nicht geeigneten 
einzelnen Gebietsteile; das gleiche bestimmt in Ergänzung der 
Verfassung § 16 Abs. 1 VZG. vom 1. Juli 1869 für den Fall, 
dass die Verhältnisse den Ausschluss einzelner Teile eines 
Bundesstaates erfordern . 

Die zurzeit noch bestehenden Zollausschlüsse 1 ) deren 
Bedeutung jedoch gering ist, sind die folgenden: 

1. Preussische: 

a) die unbewohnte Hafenanlage von Geestemünde nebst 
den angrenzenden Petroleumlagerplätzen; 

b) der Freibezirk im Emder Aussenhafen *); 

c) die Insel Helgoland (2000 Köpfe) 3 ). 

2. Badische: einige Gemeinden in den Kreisen Konstanz 
und Waldshut, nämlich die Gemeinde Büsingen, die Höfe 

Cllmann S. 181; Arndt, Staatsrecht S. 71: Heff ter-Geff cken S. Iß7; 
Gareis, Völkerrecht S. 72; Zorn, Staatsrecht I S. 107; Pereis S. 21 ff. ; 
Schücking, Das Küstenmeer im internationalen Rechte 1897; v. Liszt 
S. 86 bestreitet die Zugehörigkeit der Küstengewässer zum Staatsgebiet, 
räumt aber den Uferstaaten eine beschränkte Gebietshoheit ein. 

«) Art. ß des ZW. vom H. Juli 1807, statist. Jahrb. 1891 S. 2 ff.. Etat 
1907 Aul. XVII S. 17, v. Auf aess- Wiesinger S.W; Arndt, Uciehsverf. 
S. 212. 

-) Der durch den Besch luss des Bundesrats vom 17. Februar 1901 im 
Emder Aussenhafen errichtete Freibezirk (Zeutralbl. 1901 S. .'11 1) erhielt 
durch den Bundesratsbeschlnss vom 18. Januar 1W4 (ebendort. 1W4 S. 27) 
die Eigenschaft eine« Zollansschlussgpbiete-; im Sinne des § lß Abs. I VZG. 

*) RG vmn 15. Dezember 1890 § 2 
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Pittenhart, die Gemeinden Altenburg, Balderswei), Ber- 
wangen, Dettiughofen , Jestetten, Lottstedteu, Ort Alb- 
führcn, zusammen 3825 Köpfe. 

3. Bremische: die unbewohnte Hafenanlage von Bremer- 
haven ; 

4. Hamburgische: das unbewohnte Freihafengebiet von 
Hamburg und die Hafenanlage von Cuxhaven 1 ). 

Nach § 1 Abs. 3 des Zolltarifgesetzes vom 25. Dezember 
1902 2 ) finden auf die Erzeugnisse der deutschen Zollausschlüsse 
die vertragsmäßigen Zollbefreiungen und Zollermässigungen 
Anwendung, soweit nicht der Bundesrat Ausnahmen vorschreibt 
(Recht der Meistbegünstigung). Die getroffenen Anordnungen 
müssen aber dem Reichstage sofort oder, wenn er nicht ver- 
sammelt ist, bei seinem nächsten Zusammentritte mitgeteilt 
werden; sie sind ausser Kraft zu setzen, wenn der Reichstag 
seine Zustimmung nicht erteilt. 

Die Zollausschlüsse können nach Wegfall der für ihre Aus- 
schliessung massgebend gewesenen Gründe ohne jedes Wider- 
spruchsrecht 3 ) der beteiligten Staaten gemäss Art. 6 ZW. vom 
8. Juli 1867 durch Buudesratsbeschluss dem Zollgebiete ange- 
gliedert werden; das Gleiche gilt, wenn neue Zollausschlüsse 
geschaffen werden sollen. Bezüglich der Hamburgischen und 
Bremischen Gebiete besteht jedoch das durch Art. 78 Abs. 2 RV. 
geschützte Antragsrecht beider Staaten fort 4 ). 

Diesen Zollausschlüssen stehen folgende Zollanschlüsse 5 ) 
gegenüber: 



l ) Vgl. die Gesetze zur Sicherung der Zollgrenze in den ausgeschlossenen 
Hambnrglsehen und Bremischen Gebietsteilen vom 1. Juli 1869 und 28. Juni 1879. 
*) RGBl. S. 303. 

•) v. Seydel, Reichs verf. S. 226. 

*) Art. 34 RV.; vgl. Wiese S. 42 ff.; Loening, Reichsverf. S. 47. 

■\i Die inneren Anschlüsse kommen hier nicht in Betracht, doch »ei er- 
wähnt, dass der Sachsen - Weimarische Amtsgerichtsbezirk Ostheim aus- 
schliesslich Ort Melpers und der Sachsen -Coburg- Gothaische Amtsgerichts- 
bezirk Königsberg i. Fr. bezüglich des Malzaufschlages und der Übergangs- 
abgäbe von Bier dem bnyer. Steuersysteme angeschlossen sind. Vgl. die 
Staatsverträge vom 25. Januar 1831, 14. Juni 1831, 5. September 1865, 
27. Mai 1891; Mayer. Oos.- n. Ver -Bl. 1891 S. 376 ff ; v. Aufsess-Wie- 
siuger 8 218 Anm. 5; vgl. ferner Eiat 1906 Anlage XVII. 



Digitized by Google 



48 2. Kapitel: Die Grundlagen des geltenden Rechtszustaudes 

1. Das Grossherzogtum Luxemburg (2586 qkm, 236543 
Köpfe), welches auf Grund der Verträge vom 8. Februar 1842, 
2. April 1847, 26./30. Dezember 1853 und 20. /25. Oktober 1865 
dem preussischen Zollsysteme angeschlossen wurde 1 ). 

2. Die tirolische Gemeinde Jungholz (209 Köpfe), welche 
durch Vertrag vom 3. Mai 1868 zwischen Österreich und Bayern 
dem Zoll- und indirekten Steuersysteme des letzteren ange- 
gliedert wurde 2 ). 

3. Die Vorarlbergische Gemeiude Mittelberg (1183 Köpfe), 
deren Anschluss an das Zoll- und indirekte Steuersystem des 
Reiches und an die bayrische Bier- und Essigbesteuerung auf 
Grund des Vertrages zwischen Österreich und dem Deutschen 
Reiche vom 2. Dezember 1890 seit 1. Mai 1891 erfolgte 3 ). 
Luxemburg gilt in zollpolitischer Beziehung als Bestandteil 
Preussens, Jungholz und Mittelberg als solcher Bayerns 4 ). 

Neue Zollanschlüsse können jetzt wegen der ausschliesslichen 
Zuständigkeit des Reiches für das gesamte Zollwesen nur mehr 
durch das Reich erfolgen 5 ). 

§ 5. Der Grundsatz der Verkehrsfreiheit 

I. In dem so zusammengesetzten deutschen Zollgebiete 
herrscht 

vollkommene Handels- und Verkehrsfreiheit 
bezüglich aller Gegenstände, welche sich im freien Verkehre 
eines Bundesstaates befinden 6 ). Alle Erzeugnisse eines Bnndes- 

») Bis 31. Dezember 1959 (früher 1912) ist die Kündigung dieser Ver- 
träge ausgeschlossen: § 14 der Übereinkunft vom 11. Juni 1872, RGBl. 
S. 330 ff., und Art. 11 des Vertrages zwischen dem Deutschen Reiche und 
Luxemburg vom 11. November 1902, RGBl. 1903 S. 183 ff. (Fleischmann, 
Völkerrechtsquellen S. 335.) 

J ) Bayer. RegBl. S. 1183, 1241 ff. Die Verträge mit Luxemburg und 
mit Österreich wegen Jungholz sind durch Art. 2 des ZW. vom 8. Juli 1867 
aufrecht erhalten worden. 

■) RGBl. 1891 S. 59 ff. Wegen des Separatabkommens zwischen Öster- 
reich und Bayern vom gleichen Tage vgl. Bayer. Ges.- u. Ver.-Bl. 1891 
S. 146 ff. 

*) Vgl. Art. 11 des Vertrages vom 2. Dezember 1890. 
5 ) Haenel, Staatsrecht S. 676, 390 Anm. 3; Arndt, Reichsverf. S. 211 ; 
v. Seydel, Reichsverf. 8. 225. 
n ) Art. 33 Abs. 2 RV. 
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Staates müssen in jedem anderen Innsichtlich ihrer Besteuerung 
wie inländische behandelt werden. Überall an der Zollgrenze 
werden von der Einfuhr ausländischer Waren dieselben Abgaben 
erhoben und können inländische Produkte unter denselben Vor- 
aussetzungen ausgeführt werden. Diese in Art. 33 RV. ent- 
haltene Verfassungsbestimmung wird durch § 1 des Vereinszoll- 
gesetzes vom 1. Juli J 869 ergänzt, wonach alle Erzeugnisse der 
Natur, Kunst und des Gewerbefleisses im ganzen Umfange des 
Zollgebietes ein-, aus- und durchgeführt werden dürfen. Binnen- 
zölle des Staates und der Kommunen sind unzulässig *), Stapel- 
und Umschlagsrechte beseitigt *), Aus- und Durchfuhr grund- 
sätzlich frei Ä ). Eingangsabgaben (Zölle) werden nach Massgabc 
des Zolltarifgesetzes und der Handelsverträge des Reiches er- 
hoben. Nur ausnahmsweise können zeitweise für einzelne Gegen- 
stände beim Eintritt ausserordentlicher Umstände oder zur Ab- 
wehr gefährlicher ansteckender Krankheiten oder aus sonstigen 
gesundheits- oder sicherheitspolizeilichen Rücksichten für den 
ganzen Umfang oder einen Teil des Zollgebietes Beschränkungen 
für den Warenverkehr 4 ) (Ein- und Ausfuhrverbote) gemäss § 2 
des Vereinszollgesetzes angeordnet werden 5 ). Nun entsteht die 

') §8 VZG. vom 1. Juli 1869. 
*) Art. 24 ZW. vom 8. Juli 1867. 
») §§5 u. 6 VZG. vom 1. Juli 1869. 

*) Beschränkungen des Personenverkehres bleiben hier ausser Betracht. 

5 ) Die hier in Betracht kommenden Ein- und Ausfuhrverbote seit 
der Gründung des Reiches — die durch die Verordnungen vom 16. Juli 
1870 BGBl. S. 483, 8. August 1870 S. 509 und 25. August 1870 S.f>ll anläss- 
lich des Krieges von 187071 angeordneten Verbote der Aus- und Durchfuhr, 
sowie die durch die Verordnung vom 4. März 1871 RGBl. S. 49 erfolgte Auf- 
hebung derselben können hier ausser Betracht bleiben — sind folgende: 

1. Kaiserliche Verordnung (unter Zustimmung des Bundesrats) betreffend 
das Verbot der Einfuhr von Reben zum Verpflanzeu vom 11. Februar 1878 
RGBl. S. 43. [Weiterhin ist vor der Seitenzahl „RGBl." fortgeblieben.] 

2. V. betr. das Verbot der Einfuhr von Kartoffeln aus Amerika vom 
26. Februar 1875 S. 135. 

3. V. betr. das Verbot der Ausfuhr von Pferden vom 4. März 1875 
S. 159. (Vgl. 4.) 

4. V. betr. die Aufhebnng des Verbotes der Ausfuhr von Pferden vom 
3. Februar 1876 S 10. 

5. V. betr. das Verbot der Ausfuhr von Pferden vom 7. Juli 1877 S. 547. 

Speck, Keii Iis- und Lamlcstinanzeii 4 
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Frage, ob das Reich oder die Einzelstaaten solche Ein- 
und Ausfuhrverbote erlassen können. 

6. V. betr. die Aufhebung des Verbots der Ausfuhr von Pferden vom 
22. Juli 1878 S. 227. 

7. V. betr. Beschränkungen der Einfuhr aus Russland vom 29. Januar 
1879 S. 3. (Vgl. 8, 9.) 

8. V. betr. die teilweise Aufhebung der Beschränkungen der Einfuhr 
ans Russland vom 8. April 1879 S. 125. 

9. V. betr. die Aufhebung der Beschränkungen der Einfuhr ans Russ- 
land vom 17. Juli 1879 S. 158. 

10. V. betr. das Verbot der Einfuhr von Reben und sonstigen Teilen 
des Weinstocks vom 31. Oktober 1879 S. 303. 

11. V. betr. das Verbot der Einfuhr von Schweinefleisch uud Würsten 
ans Amerika vom 25. Juli 1880 S. 151. (Vgl. 12.) 

12. V. betr. das Verbot der Einfuhr von .Schweinen, Schweinefleisch . 
und Würsteu amerikanischen Ursprungs vom 6. März 1883 S. 31. (Enthält 
zugleich im § 3 die Aufhebung des Verbotes sub 11). (Vgl. 21.) 

13. V. betr. das Verbot der Einfuhr und der Ausfuhr von Pflanzen und 
sonstigen Gegenständen des Wein- uud Gartenbaues vom 4. Juli 1883 S. 153. 
Vgl. dazu die Bekanntmachungen des Reichskanzlers vom 12. Juli 1883 S. 243, 

I. November 1883 S. 335, 23. Januar 1884 S. 10, 31. Januar 1884 S. 11, 
2«. Februar 1884 S. 15, 24. Mai 1884 S. 51, 26. Mai 1884 S. 52, 4. Juni 1884 
S. G4, 24. August 1884 S. 191, 10. November 1884 S. 219, 8. Februar 1885 
S. 19, 30. Mai 1886 8. 181. 21. Januar 1887 S. 7, 20. Oktober 1887 S. 517, 

II. Dezember 1887 8. 531, 16. September 1888 8. 233, 18. Dezember 1888 
S. 301, 19. April 1889 S. 54, 9. Januar 1891 S. 8, 7. Mai 1892 S. 663, 14. Ja- 
nuar 1895 S. 3, 12. Juli 1895 S. 419, 27. Januar 1896 S. 7, 7. Juli 1899 S. 
368, 12. April 1900 S. 229, 16. Mai 1904 8. 170, 18. August 1904 S. 360, 
22. November 1904 S. 444, 15. Mai 1905 8. 412 , 22. Februar 1907 S. 66, 
11. September 1907 S. 731, 23. Oktober 1907 S. 739, 21. November 1907 8. 757. 

14. V. betr. die Einfuhr und die Ausfuhr von Gewächsen, sowie von 
sonstigen Gegenständen des Wein- und Gartenbaues vom 16. Juui 1886 8. 191. 

15. V. betr. das Verbot der Ausfuhr von Pferden vom 25. Januar 1887 8.5. 

16. V. betr. die Einfuhr bewurzelter Gewächse aus den bei der inter- 
nationalen Keblauskonventioii nicht beteiligten Staaten vom 7. April 1887 
8. 155. vgl. dazu die Rekauntmachung des Reichskanzlers vom 23. August 1887 
8. 431. 

17. V. betr. die Aufhebung des Verbots der Ausfuhr von Pferden vom 
8. Juli 1887 S. 285. 

18. V. betr. das Verbot der Einfuhr von Schweinen, Schweinefleisch 
und Würsten dänischen, schwedischen oder norwegischen Ursprungs vom 
29. November 1887 S. 529. (Vgl 20.) 

19. V. betr. das Verbot der Einfuhr von lebenden Schweinen aus 
Rußland, Ost« m idi- Ungarn und den Ilinterl. iiidern Hsterreb h-Ungarns vom 
14 Juli 1889 S. 149. 
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Nach § 167 Abs. 2 des Vereinszollgesetzes vom 1. Juli 1869 
sind die zur Ausführung des genannten Gesetzes erforderlichen 
Vorschriften vom Bundesrate festzustellen. Daraus folgt, dass 
der Bundesrat zum Erlasse von Ein- und Ausfuhrverboten beim 
Vorliegen eines der obenerwähnten (§ 2 VZG.) Gründe zuständig 

20. V. betr. die Aufhebung des Verbot« snb 18 vom 5. Dezember 1890 

S. 203. 

21. V. betr. die Einfuhr von Schweinen, Schweinefleisch und Würsten 
amerikanischen Ursprungs vom 3. September 1891 S. 385 (teilweise Aufhebung 
der Verordnung sub 12). 

22. V. betr. das Verbot der Ausfuhr von Streu- und Futtermittel vom 
4. Juli 1893 S. 203. (Vgl. 23.) 

23. V. betr. die Aufhebung des Verbots sub 22 vom 21. Mai 1894 S. 453. 

24. V. betr. das Verbot der Ausfuhr von Waffen und Schiessbedarf 
nach Äthiopien vom 27. Juli 1895 8. 423. Vgl. 37. 

25. V. betr. Beschränkungen der Einfuhr aus Asien vom 8. Februar 
1897 S. 15. 

26. V. betr. Beschränkungen der Einfuhr aus Asien vom 6. September 
1897 S. 725 (Aufhebuug der V. snb 25). 

27. V. betr. die Eiufuhr lebender Pflanzen und frischen Obstes aus 
Amerika vom 5. Februar 1898 S. 5. 

28. V. betr. Beschränkungen der Einfuhr aus Ägypten vom 13. Juli 
1899 S. 369. 

29. V. betr. Beschränkungen der Einfuhr aus Portugal vom 22. August 
1899 S. 545. (Vgl. 31.) 

30. V. betr. Beschränkungen der Einfuhr wegen Pestgefahr vom 
18. Dezember 1899 S. 703. 

31. V. betr. die Aufhebung der Beschränkungen der Einfuhr aus Por- 
tugal vom 15. Juni 1900 S. 299. 

32. Bundesratsbeschlüsse auf Grund der 24, 25 des RG. vom 
30. Juni 1900 S. 306, Bekanntmachung des Reichskanzlers betr. die Ein- und 
Durchfuhrbeschränkungen zur Abwehr von Cholera und Pestgefahr vom 
4. Juli 1900 S. 555, Bekanntmachung des Reichskanzlers betr. Beschränkungen 
der Ein- und Durchfuhr von Glasgow vom 14. September 1900 S. 819, 27. No- 
vember 1900 S. 1033 (Ausserkraftsetzuug der vorigen Bekanntmachung), 
1. März 1901 S. 11 , 24. August 1901 S. 281, 8. November 1901 S. 487, 12. De- 
zember 1901 S. 495 (Ausserkraftsetzuug der vorigen Bekanntmachung). 

33. V. betr. das Verbot der Ausfuhr von Waffen und Kriegsmaterial 
nach China vom 6. August 1900 S. 789. (Vgl. 36.) 

34. V. betr. Einfuhrbeschränkungen wegen Gefahr der Eiuscbleppung 
der San Jose Schildlaus vom 6. August 1900 8. 791 , Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 2. Juni 1907 S. 243. 

35. Bundesratsbeschluss auf Grund des Schlachtvieh- und Fleischbeschau- 
gesetzes vom 3. Juni 1900 $.547, Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 

4* 
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ist 1 ). Ob diese Zuständigkeit eine ausschliessliche ist, richtet 
sich uach dem Zwecke, der mit dem Verbote verfolgt wird 2 ). 
Betrifft der Zweck eine Materie, die in die ausschliessliche Kom- 
petenz des Reiches fällt, wie z. B. ein zoll- und handelspolitisches 
Ein- und Ausfuhrverbot, so ist ausschliesslich das Reich zu- 
ständig (Art. 35 RV.), selbst wenn das Reich von seiner Zu- 
ständigkeit zur Regelung dieses Gegenstandes noch gar keinen 
Gebrauch gemacht hat. 

Ist das jedoch nicht der Fall, sondern das Reich nur 
fakultativ zuständig, so fragt es sich, ob es die Materie, be- 
züglich deren das Verbot ergehen soll, bereits erschöpfend ge- 
regelt hat oder nicht. Im ersteren Falle entscheiden über die 
Zuständigkeitsfrage die Reichsgesetze, im letzteren sind die 
Bundesstaaten berechtigt, so lange Ein- und Ausfuhrverbote an- 
zuordnen, bis eine erschöpfende Regelung der Materie seitens 
der Reichsgesetzgebung erfolgt ist. 

Die auf dem Gebiete der Polizeiverwaltung in Betracht 
kommenden Hauptfälle solcher Verkehrsbeschränkungen sind 
die Abwehr von Vieh- und Menschenseuchen. 

Auf dem Gebiete der Veterinär polizei (Art. 4 Ziff. 15 RV.) 
sind die Einzelstaaten kraft reichsgesetzlicher Ermächtigung 

10. Juli 1902 Ziff. 4 8. 242. wonach die Einfuhr von Hnndefleisch sowie von 
zubereitetem Fleische, das von Pferden, Eseln, Maultieren, Mauleseln oder 
anderen Tieren des Einhufcrgescblcchts herrührt, verboten ist. 

30. V. betr. die Aufhebung des Verbots sub 33 vom 23. August 1903 
S. 273. 

37. V. betr. die Aufhebung des Verbots sub 24 vom 15. Juli 1907 S.416. 

') Haenel, Staatsrecht S. 077 ff. t Georg Meyer, Verwaltungsrecht II 
S. 32r>ff., Laband, Staatsrecht 1 S. IM ff. Anm. 2, Arndt, Staatsrecht 
S. 360 ff., Reiehsverf. S. 239, Annalen 1895 S 189 ff, Vcrurdnungsrecbt S. 95 ff., 
Zorn, Staatsrecht II S. 72(>, 731, Raucballcs S. 134 ff., Delbrück S. 24 ff. 
erklären das Reich ausschliesslich, die Einzelstaaten uur auf Grund reielis- 
gesctzlicber Ermächtigung für zuständig. Stoerk, Archiv IX S. 23 ff., er- 
klärt auch das Reich für zuständig, vorausgesetzt, duss es iu Ansehung der 
Ein- und Ausfuhr der seiner freien und ausschliesslichen Zollgesetzgebung 
unterstehenden Gegenstände nicht anderwärts bindende Normen aufgestellt, 
bindende Vereinbarungen getroffen hat; in den letzteren Fällen aber sei in 
Friedeuszeiten die Zustimmung des Bundesrats zu einem durch Kaiserliche 
Verordnung verfügten Ausfuhrverbote, dein andere gesetzliche Willens- 
bildungen des Reiches entgegenstehen, nicht ausreichend. S. 39. 

•) Vgl. v Sey.lel, Kcichsverf. 8. 229 ff; v Mayr bei Stengel I S. 295 ff. 
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zum Erlasse solcher Verbote befugt, denn die Reichsgesetze 
vom 7. April 1869 (Rindet pestgesetz) ! ) und 1. Mai 1894 (Vieh- 
seucbengesetz) *) haben die Einzelstaaten hierfür zuständig erklärt. 

Anders liegt aber der Sachverhalt bezüglich der Menschen- 
seuchen. Auf diesem Gebiete hat das Reich von seinem Gesetz- 
gebungsrechte noch keinen erschöpfenden Gebrauch gemacht. 
Durch das Gesetz vom 30. Juli 1900 über die Bekämpfung ge- 
meingefährlicher Krankheiten 3 ) kann gemäss § 24 zur Verhütung 
der Einschleppung der in § 1 aufgezählten gemeingefährlichen 
Krankheiten — Aussatz (Lepra), Cholera (asiatische), Fleck- 
fieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Pest (orientalische Beulenpest) 
und Pocken (Blattern) — die Ein- und Durchfuhr von Waren 
und Gebrauchsgegenständen verboten oder beschränkt werden. 
Der Bundesrat ist ermächtigt] Vorschriften über die hiernach 
zu treffenden Massregeln zu beschliessen. Soweit aber Fälle 
in Frage kommen, in denen dieses Gesetz nicht Platz greift, 
sind die Bundesstaaten bis zur erschöpfenden Regelung durch 
die Reichsgesetzgebung berechtigt, ihrerseits die erforderlichen 
Massregeln zu ergreifen, wobei jedoch im Verhältnisse von 
einem Bundesstaate zum anderen keine hemmenderen Ein- 
richtungen getroffen werden dürfen, als unter gleichen Umständen 
den inneren Verkehr des Staates treffen, welcher sie anordnet *). 

II. Hinsichtlich der Erhebung innerer Verbrauchs- 
steuern sind die Bundesstaaten durch Art. 5 des ZW. vom 
8. Juli 1867, der verfassungsrechtliche Bedeutung 5 ) besitzt, sehr 
beschränkt. 



•) RGBl. S 105 ff §§ 1. 2, 7. 

*) ebendort S. 410 ff. §}§ 2, 4, 6, 7. 

3 ) ebendort S 306. 

«) Art. 4 Abs. 5 ZW. vom 8 Juli 1867; diese Artikelbestimmung gilt 
noch, soweit die Bundesstaaten selbständig vorzugeben berechtigt sind, ver- 
liert aber ihre Kraft, sobald eine erschöpfende reichsrechtliche Regelung ein- 
tritt. Vgl. Laband, Staatsrecht IV S. 402 ff., 403 Anm. 3; Rauchalles 
S. 135 Die Gültigkeit dieses Artikels bestreitet Georg Meyer, Verwaltungs- 
recht II S. 326 Anm. 3 überhaupt; Arndt, Staatsrecht 8. 361, Reicbsverf. 
S. 240, und Delbrück behaupten, dass Art. 4 Abs. 5 sich nur auf Be- 
schränkungen des inneren Verkehrs beziehe, bezüglich des Verkehrs mit dem 
Auslande aber gegenstandslos geworden sei, vgl. dazu v. Seydel, Reichs- 
verf. S. 228 ff. 

•) S. oben § 2 8. 27. 
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Vou allen ausländischen bei der Einfuhr vom Reiche mit 
mehr als 3 Mark für den Doppelzentner belegten Erzeugnissen 
darf nämlich keine weitere Abgabe irgendeiner Art, sei es für 
Rechnung des Staates, der Kommunen oder Korporationen, er- 
hoben werden, ausser vou Mehl und anderen Mühlenfabrikaten, 
Backwaren, Fleisch, Fleischwaren und Fett, ferner soweit es 
sich um die Besteuerung für Rechnung von Kommunen und Kor- 
porationen handelt, von Bier und Branntwein und — was das 
Eingangsgut betrifft — vorbehaltlich der inneren Steuern, welche 
in einem Bundesstaate auf die weitere Verarbeitung oder den 
Umsatz bei Getränken allgemein gelegt sind 1 ). 

Bezüglich der inländischen und ausländischen Erzeugnisse, 
soweit letztere beim Eingange zollfrei oder mit einer Abgabe 
von nicht mehr als 3 Mark für den Doppelzentner belegt sind, 
ist es den einzelnen Bundesstaaten freigestellt, die auf der 
Hervorbringung, Zubereitung oder dem Verbrauche ruhenden 
inneren Steuern beizubehalten, abzuändern, aufzuheben oder 
solche Steuern einzuführen, jedoch sollen dergleichen Abgaben 
nur auf Essig, Wein, Most, Zider, Mehl und andere Mühlen- 
fabrikate, Backwaren, Fleisch, Fleisch waren und Fett gelegt 
werdeu. 

Die Weinbesteuerung darf ein bestimmtes Höchstmass uicht 
überschreiten, wenn die Abgabe nach dem Werte oder dem 
Gewichte erhoben wird; gelangt dieselbe aber nach einer Klassi- 
fikation der Weinberge zur Erhebung, so kommt diese Be- 
schränkung in Wegfall 2 ) 3 ). 

Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen 
oder Korporationen 4 ) durch selbständige Steuern oder Zuschläge 
zu den Staatssteuern darf nur für Gegenstände, welche zur 
örtlichen Konsumtion bestimmt sind, wie Bier, Essig, Malz, 
Zider und die der Mahl- und Schlachtsteuer unterliegenden Er- 



l ) Art. 5 Ziff. I u. RG. vom 27. Mai 1885, RGBl. S. 109. 

*) In Bayern, Württemberg, Baden und Elsuss-Luthringen ist die Bier- 
bestcuerung der Landesgesetzgebnng verblieben. Die iu Art. 5 Ziff. II § 2 
ZW. angegebene Beschrankung bezüglich des Bestenerungsmasses gilt jedoch 
auch lür diese Staaten. 

•) Art. 5 Ziff. II S, 2 a. a. 0. 

*) § 7 a. a. 0. 



Digitized by Google 



§ 5. Der Grundsatz der Verkehrsfreiheit 



55 



Zeugnisse, ferner Brennmaterialien, Marktviktualien und Fourage 
bewilligt werden l ) 2 ) 8 ). 

Bezüglich aller dieser Abgaben gilt im Reichsgebiete 
der Grundsatz der gegenseitigen Gleichmässigkeit der 

Behandlung, 

so dass das Erzeugnis eines anderen Bundesstaates unter keinem 
Vorwande höher oder in lästigerer Weise als das einheimische 
oder das der übrigen Bundesstaaten besteuert werden darf*). 

Demgemäss können diejenigen Bundesstaaten, welche innere 
Steuern auf die Hervorbringung oder Zubereitung eines Kon- 
sumtionsgegenstandes gelegt haben, den gesetzlichen Betrag 
derselben bei der Einfuhr des Gegenstandes aus anderen Bundes- 
staaten voll erheben lassen (Übergaugsabgaben) 5 ). 

») Durch § 13 Abs. 1 n. 2 des Zolltarifgesetzes vom 25. Dezember 1902 
(RGBl. S. 303) ist das Kecht der Gemeinden auf Erhebung von Kominuual- 
abgaben sehr eingeschränkt worden. Vom 1. April 1910 ab dürfen nämlich 
für Rechnung von Kommunen oder Korporationen Abgaben auf Getreide, 
Hülsenfrüchte, Mehl und andere Mühlenfabrikate, desgleichen auf Back- 
waren, Fleisch, Vieh, Fleischwareu und Fett nicht mehr erhoben werden. 
Auf die Erhebung von Abgaben von dem zur Bierbereitung bestimmten 
Malze seitens der Kommunen findet diese Bestimmung keine Auwendung. 

-) Die Beschränkungen, welchen die Erbebung von Abgaben für Rechnung 
von Kommunen nach Art. 5 des ZW. unterliegt, fiudeu vorerst auf die in 
Elsass • Lothringen bestehenden Bestimmungen über das Oktroi keine An- 
wendung: § 5 RG. vom 25. Juni 1873. 

•) Die Bestimmungen des Art. 5 § 7 ZW. sind hinsichtlich der Ab- 
gabenerhebung von Bier, Essig und Schmalz für Rechnung von Kommunen 
und Korporationen durch § 55 des Braustcuergesetzes vom 3. Juli 1906 aus- 
drücklich in Kraft erhalten worden. 

*) Art. 5 Ziff. II §§ 3, 7 ZW. 

6 ) Art. 5 Ziff. II § 3 d ZW., Art. 33 Abs. 2 RV. Übergangsabgabeu 
werden jetzt nur noch vom Bier und geschrotetem Malze erhoben. Der 
Bundesrat hat am 23. Juni 1906 (Zentralblatt S. 926) die Übergaugsabgabe 
von dem aus Bayern, Württemberg, Baden uud Elsass- Lothringen in die 
norddeutsche Brausteuergeuieinschaft eingeführten Biere vorläufig und bis 
zur endgültigen Regelung der Übergangssteuerfrage für sämtliche Brausteuer- 
gebicte auf einheitlicher Grundlage mit Wirkung vom 1. Juli 1906 auf 2,75 
Mark für 1 Hektoliter festgesetzt; der gleiche Bundesratsbesch luss vom 1. Juni 
1907 Zeutralblatt S. 282. Bezüglich der Übergangsabgabe auf Bier, vgl. 
Wolff. Wegen Luxemburg s. § 5. In denjenigen Bundesstaaten, welche 
zum Norddeutschen Bunde gehörten, wird von dem in den übrigen Bundes- 
staaten erzeugten Wein und Traubenmost eine Übergangsabgabc nicht er- 
hoben: Art. 5 Ziff. II § 3e ZW. 
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Umgekehrt können diese Bundesstaaten bei der Ausfuhr 
eines Verbratichsgegenstandes nach anderen Einzelstaaten die 
innere Steuer unerhoben lassen oder den gesetzlichen Betrag 
derselben ganz oder teilweise zurückerstatten, wobei jedoch in 
keinem Falle mehr als der wirklich bezahlte Steuerbetrag er- 
stattet werden und die Vergütung nicht die Natur und Wirkung 
einer Ausfuhrprämie erhalten darf und der Eingang des Er- 
zeugnisses in dem angrenzenden Bundesstaate oder in dem 
Lande des Bestimmungsortes erst nachgewiesen sein muss 1 ). 

III. Die Bundesstaaten sind verpflichtet, dem Bundesrate 
von den Obergangsabgaben und Ausfuhrvergütungen, welche 
erhoben bzw. zurückerstattet werden, sowie von eintretenden 
Veränderungen Mitteilung zu machen 2 ). 

Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betroffenen 
Gegenständen soll in dem Laude des Bestimmungsortes stattfinden, 
sofern sie nicht auf Grund besonderer Vereinbarung zwischen den 
Bundesstaaten an den Binnengrenzen oder im Lande der Ver- 
sendung für Rechnung des abgabeberechtigten Staates erfolgt 3 ). 

Neben diesen inneren Steuern verbleiben den einzelnen 
Bundesstaaten auch noch die Chausseeabgaben, Kanal-, Schlcusen- 
und Hafengelder 4 ), sowie Wage- und Niederlagegebühren usw., 
ferner die Zoll- und Steuerstrafen und Konfiskationen : '). 

l ) Art. 5 Ziff. II § 4 ZW. l ) §§ 5, 8 ZW. >) § 6 ZW. 

*) Was die zurzeit heiss umstrittenen Schiffahrtsabgaben betrifft, so ist 
nach geltendem Rechte gemäss Art. 54 RV. nur die Abgabenerhebung für 
künstliche Wasserstrassen und lür besondere Anstalten an natürlichen Wasser- 
strassen zulässig. Näher kann hier auf diese interessante staatsrechtliche 
Frage nicht eingegangen werden, vgl. Arndt, Reicbsverf. S. 297 ff.; Piloty, 
Das Recht der Schiffahrtsabgaben in Deutschland. Tübingen 1907; Otto 
Mayer, Schiffahrtsabgaben, Tübingen 1907, Studien zur Rheinschiffahrts- 
akte, Annalen 1907 Heftl; Laban d, Vortrag Uber Schiffahrtsabgaben vom 
16. Februar 1907 in Mannheim; Best, Die Zulässigkeit von Fahrwasser- 
geldern auf natürlichen Wasserstrassen im Recht 1906 Nr. 15, 16, 21; 
Peters, Schiffahrtsabgaben, Leipzig 1906, Das Recht der Schiffahrtsabgabeu 
im Recht 1906 Nr. 10, 19, 22, Schiffaljrtsabgabeii auf natürlichen Wasser- 
strassen nach deutschem Staatsrechte . Leipzig 1907; ferner Jahrbuch des 
Verwaltungsrechts 1907 S. 51 ff. 

a ) Art. 10 des ZW. Die Konfiskationen siud für jedes Etatsjahr von 
den Direktivbehördeu dem Statistischen Amte mitzuteilen, welches dieselben 
jährlich zusammenstellt nnd veröffentlicht: Art. 18 ZW. und Bundesratsbe- 
achluss vom 26. Juni 1880, Zentralblatt S. 494. 
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§ 6. Einheitliche Gesetzgebung 

Die Gesetzgebung bezüglich der Zölle und für 
Reichszwecke zu verwendenden Steuern ist einheitlich 
und dem Reiche tibertragen. 

I. Nach Art. 35 RV. ist dem Reiche das ausschliessliche 
Gesetzgebungsrecht eingeräumt : 

1. über das gesamte Zollwesen 1 ), 

2. über die Besteuerung des im Reichsgebiete gewonnenen 
Salzes, Tabaks, Branntweins, Bieres. Zuckers und Sirups 2 ), 

3. über den gegenseitigen Schutz der in den einzelnen Bundes- 
staaten erhobenen Verbrauchsabgaben gegen Hinter- 
ziehungen und 

») a) VZG. vom 1. Juli 1869, abgeändert d. RG. vom 18. April 1881); 
auf Grund des Art. 7 ZW. vom 8. Juli 1867 als gleichlautendes Gesetz des 
Nurdd. Bundes. Bayerns, Württembergs, Badens und Hessens erlassen, in 
Elsass- Lothringen durch RG. vom 17. Juli 1871 eingeführt. 

b) Zolltarif gesetz vom 25. Dezember 1902; dem Reiche steht auch aus- 
schliesslich der Abschluss von Zoll- und Handelsverträgen mit dem Aus- 
lände zu. 

*) a) Salz: BG. vom 12. Oktober 1867. Auf Grund der Übereinkunft 
vom 8. Mai 1867 ergingen in Bayern, Württemberg, Baden und Süd -Hessen 
entsprechende Gesetze. Das BG. wurde in Elsass-Lothriugen durch das RG. 
vom 17. Juli 1871 eingeführt. 

b) Tabak: RG. vom 16. Juli 1879, abgeändert d. RG. vom 5. April 1885. 

c) Branntwein: RG. vom 24. Juni 1887, 17. Juni 1895, abgeändert d. 
RG. vom 4. April 1898 und 7. Juli 1902; ferner RG. vom 19. Juli 1879, 
welches seit 1. Oktober 1887 in Bayern, Württemberg, Baden und Hohen- 
zollern gilt. Luxemburg erhebt die Branntweinsteuer für eigene Rechnung, 
gehört also nicht zur Branutweinsteuergeineinschaft. Bei der Einfuhr von 
Branntwein und Korn von Deutschland nach Luxemburg und umgekehrt wird 
aber eine Übergangsabgabe nicht erhobeu, ebensowenig eine Rückvergütung 
gewährt. (Abkommen vom 22. Mai 1896.) 

d) Bier: Brausteuergesetz vom 3. Juni 1906 im Gebiete der Brausteuer- 
gemeinschaft. Luxemburg ist 1907 der norddeutschen Brausteuergemeinschaft 
beigetreten: Vertrag vom 2. März 1907, RGBl. S. 149 If. 

e) Zucker: RG. vom 27. Mai 1896, abgeändert d. RG. vom 6. Jauuar 
1903. Brüsseler Konvention vom 5. März 1902 RGBl. 1903 S. 7, Fleisch- 
mann, Volkerrechtsquellen S. 326; vgl. Zusatzakte zur Brüsseler Konvention 
vom 28. August 1907, ferner Protokoll über den Beitritt Rnsslands zum 
Zuckcrvej trage vom 19. Dezember 1907, und Abkommen zwischen dem 
Deutschen Reiche und Rnssland über den Znckerverkehr vom 20. Januar 1908, 
RGBl. 1908 S. 135, 140, 144. 
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4. über die Massiegeln, welche in den Zollanschlüssen zur 
Sicherung der gemeinsamen Zollgrenze erforderlich sind. 

Der Landesgesetzgebung sind also diese Gebiete gänzlich 
entzogen, und zwar auch iu den Zollausschlüssen, in denen 
die Reichsabgaben des Art. 35 RV. und die statistische Gebühr 
nicht erhoben werden. 

In Bayern einschliesslich der österreichischen Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg und der sächsischen Amtsgerichts- 
bezirke Ostheim und Königsberg i. Fr., in Württemberg, Baden 
und Elsass- Lothringen ist die Besteuerung des inländischen 
Bieres der Landesgesetzgebung vorbehalten. Diese Staaten 
sind daher von der Brausteuergemeinschaft der übrigen 
Bundesstaaten ausgeschlossen. 

Die Branntweinsteuerreservatrechte Bayerns, Württembergs 
und Badens sind durch den im Jahre 1887 erfolgten Eintritt 
dieser Staaten in die Branntweinsteuergemeinschaft in Wegfall 
gekommen. Durch die kaiserl. Verordnungen vom 9., 23. und 
27. September 1887 wurde nach erteilter Zustimmung df*r be- 
teiligten Staaten das Branntweinsteuergesetz vom 24. Juni 1887 
bzw. 17. Juni 1895 in Baden, Württemberg und Bayern ein- 
geführt. An die Stelle der aufgegebenen Reservatrechte sind 
nun Sonderrechte der drei süddeutschen Staaten getreten. Es 
können nämlich die Vorschriften der § 47 Abs. 2 und 39 Abs. 1 
des Branntweinsteuergesetzes: 

a) über den Anteil Bayerns, Württembergs und Badens an 
der Gesamtjahresmenge, der zu dem niedrigeren Abgaben- 
satze hergestellt werden darf — dieser Anteil wird so 
ermittelt, dass jedem dieser Staaten auf den Kopf seiner 
Bevölkerung *ls der Litermenge reinen Alkohols zugeteilt 
wird, welche sich auf den Kopf der Gesamtbevölkerung 
der Branutweiusteuergemeinschaft ergibt, wenu das Ge- 
samtkontingeut nach der Kopfzahl der letzteren verteilt 
wird — , 

b) über die Verteilung auf die Brennereien durch die Landes- 
behörden, 

c) über die Erhebung und Verwaltung der Abgabe und 
Steuern durch die Landesbehörden, 

d) über die Überweisung der Verbrauchsabgabe an die Einzel- 
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Staaten nach Massgabe ihrer matrikularmässigen Be- 
völkerung, mit welcher sie zum Gebiete der Brauntwein- 
steuergemeinschaft gehören, 
nur mit Zustimmung dieser Staaten abgeändert werden. 

Durch das Branntweinsteuergesetz vom 24. Juui 1887 wurde 
auch mit Wirkung vom 1. Oktober 1887 an das bis dahin nur 
im Gebiete des Norddeutschen Bundes geltende Gesetz vom 
8. Juli 1868 in den Süddeutschen Staaten eingeführt, nachdem 
es schon gemäss Staatsvertrags vom 9. April 1868 in Südhessen 
und gemäss Reichsgesetzes vom 16. Mai 1873 in Elsass-Loth- 
ringen in Kraft getreten war. 

Durch kaiserl. Verordnung vom 25. September 1887 wurde 
das Branntweinsteuergesetz auch iu den Hohenzollernschen 
Landesteilen, für welche bisher das Bundesgesetz vom 4. Mai 
1868 uud das Reichsgesetz vom 15. November 1874 gegolten 
hatten, eingeführt. 

Bezüglich der übrigen Reichssteuern ist das Gesetzgebuugs- 
recht des Reiches nur ein fakultatives, ein vorgehendes, d. h. 
solange das Reich von seiuem Rechte keinen Gebrauch macht, 
sind die Bundesstaaten zur einseitigen landesrechtlichen Re- 
gelung dieser Materien berechtigt (Art. 4 Ziff. 2 RV.). 

Das Reich ist jedoch hinsichtlich der zu besteuernden 
Gegenstände in keiner Weise gebunden und kann dieselben 
ohne Unterschied je nach Bedarf zur Besteuerung für Reichs- 
zwecke heranziehen. Es kaun sowohl direkte 1 ) wie iudirekte 
Steuern erheben. Andererseits folgt aus Art. 4 Ziff. 2 RV., 
dass die Reichsgesetzgebung nicht bezüglich solcher Steuern zu- 
ständig ist, deren Erträgnisse iu die Laudeskassen fliessen. 

II. Ausser den Zöllen und Verbrauchsabgaben gelangen im 
Reichsgebiete folgende Reichssteuern zur Erhebung: die Reichs- 
stempelabgaben 2 ), statistische Gebühr 3 ), Wechselstempel- 4 ), 

») La band, Direkte Reichssteuern 1908, konnte nicht mehr benutzt 
• werden. 

s ) RG. vom 3. Juni 1906. 
8 ) RG. vom 7. Februar 1906. 

*) BG. vom 10. Juni 1869, abgeändert d. RG. vom 4. Juni 1879. In 
Württemberg, Baden, Süd-Hessen und Hobenzollern seit 1. Januar 1871, iu 
Bayern seit 1. Juli 1871 und in Elsass- Lothringen seit 15. August 1871 ein- 
geführt. 
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Spielkarten- 1 ), Erbschafts- 2 ), Zigaretten- 3 ), Schaumwein 4 ) und 
Banken Steuer 5 ). 

Landessteinpel auf die der Wechselstempelsteucr 6 ) und 
den Reichsstempelabgaben 7 ) unterliegenden Urkunden sind un- 
zulässig, doch bestehen folgende Ausnahmen : 

1. Hinsichtlich der Urkunden über Eintragungen in dein 
Hypotheken- (Grund-) Buche bleiben die landesgesetzlichen Vor- 
schriften unberührt 8 ). 

2. Stempelpflichtige Schlussnoten, die gerichtlich oder no- 
tariell aufgenommen oder beglaubigt werden, unterliegen neben 
der Reichsabgabe (Tarif Nr. 4 des Reichsstempelgesetzes) den 
in den Landesgesetzen für gerichtliche oder notarielle Auf- 
nahmen und Beglaubigungen vorgeschriebenen Stempeln (Taxen, 
Sport ein usw.) 9 ). 

3. Auf Frachtbriefe und Konossemente (Tarif Nr. 6), die 
ausser der Beurkundung eines Frachtvertrages noch eine andere, 
einer landesgesetzlichen Stempelabgabe unterliegende Beurkun- 
dung enthalten, finden die landesgesetzlichen Vorschriften neben 
den Bestimmungen des Reichsstempelgesetzes Anwendung 10 ). 

4. Die Erhebung landesgesetzlicher Gebühren für die Fest- 
stellung der Verkeht stauglichkeit und für die amtliche Kenn- 
zeichnung eines Kraftfahrzeuges ist zulässig. Der Bundesrat 
kann jedoch für solche Gebühren Höchstsätze vorschreiben 11 ). 

Seit 1. Januar 1879 bzw. I. Juli 1902 dürfen Landessteuern 

>) KG. vom 3. Juli 1878. 
») RG. vom 3. Juni 1906. 

8 ) RG. vom 3. Juni 1906. Durch das Abkommen vom 11. Juni 1906, RGBl. 
1907 S. 67 ff. ist zwischen Luxemburg und dem Deutschen Reiche vom 1. Juli 
1906 ab eine Zigarettenstenergemeinschaft gegründet worden. 

♦) KG. vom 9. Mai 19Ü2. Mit Luxemburg besteht seit 1. Juli 1902 
Schaumweinsteuergemcinsthaft; der Ertrag wird zwischen dem Reiche und 
Luxemburg nach dem Verhältnisse der Bevölkerung ihrer Gebiete verteilt, 
Vereinbarung vom 10. Mai 1902 Art. 1, 3 

»i Reichsbankgesetz vom 14. März 1875 §§9, 10, 11. 

•) Wechsel stempelst euergesetz vom 10. Juni 18<?9 S, 25. 

7 ) Reichsstempelgesetz vom 3. Juni 1906 4 Abs. 1 u. 2, 21, 33, 42, 
51 n. 62 Abs. 2. Vgl. Blätter für das bayr. Finanzwesen XIV S. 257 ff. 

*) Ebendort § 4 Abs. 3. 

tt ) Ebendort § 21 Satz 2. 
,0 ) Ebendort § 42 Abs. 1. 
») Ebendort § 62 Abs. 1. 
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von Spielkarten und Schaumwein nicht mehr erhoben werden 1 ). 
Dagegen sind die Bundesstaaten berechtigt für eigene Rechnung 
Zuschläge zur Keichs-Erbschafts- und Scheukungssteuer, sowie 
eine besondere Steuer von Abkömmlingen und Ehegatten für den 
Erwerb von Todes wegen und für Schenkungen unter Lebenden 
zu erheben. Im Übrigen sind Landeserbschaftssteuern verboten 2 ). 

III. Endlich mag noch erwähnt werden, dass eine beson- 
dere Besteuerung der Presse und der einzelnen Presserzeugnisse 
(Zeitungs-, Kalendcrstempel, Abgaben von Inseraten usw.) nicht 
stattfinden darf 3 ), und dass es den Bundesstaaten verboten ist, 
durch direkte Steuern dieselben Gegenstände bei den einzelnen 
Reichsangehörigen doppelt zu besteuern 4 ). 

§ 7. Erhebung und Verwaltung der Z«11e und Relchs- 

steuern & ) 

I. DieErhebung und Verwaltung der Zölle und Reichs- 
steuern erfolgt nach den Bestimmungen der Reichs- 
gesetze und Buudesratsbeschlüsse durch die Behörden 
der Bundesstaaten, soweit sie diese Aufgabe bisher ausübten fi ). 

Durch diese Bestimmung wird nicht etwa dem Reiche eine 
unmittelbare Zoll- und Steuererhebung«- und Verwaltungsbe- 
fugnis eingeräumt, sondern lediglich die Zoll- und Steuerkon- 
ventionen, durch die einzelne Bundesstaaten entweder sich zur 
gemeinschaftlichen Erhebung und Verwaltung der Zölle und 
Steuern zusammenschlössen 7 ) oder aber ihre Verwaltung auf 
andere Staaten übertrugen 8 ), aufrecht erhalten, ohne dass aber 

') RG. vom 3. Juli 1878 § 27, RG. vom 9. Mai 1902 § 31 Abs. 2. 
») RErbBchStG. vom 3. Juni 1906 §§ 58, 59 u. 60. 
») RPressG. vom 7. Mai 1874 S, 30 Abs. 4. 

4 ) Gesetz wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung vom 13. Mai 1870. 

Weitere Beschränkungen des einzclstaatlichen Besteuern ngsrechtea ent- 
halten die oben bereits erwähnten Art. 33 Abs. 2 RV. und Art. V des ZW. 
vom 8 Juli 1867 bezüglich innerer Verbrauchssteuern. 

8 ) Vgl. dazu bes. Egner-Schuemacher; Albrecht Hoffmann I, 
Geschichte des deutschen Zollrecht* S. 126 ff., 165 ff., 256 ff., 260 ff, 269 ff, 
318 ff., 429 ff. 

•) Art. 36 Abs. 1 RV. 

7 ) Jetzt Thüringischer Zoll- und Stenerverein. (Vertrag vom 20. No- 
vember 1889. GS 90 S. 13.) 

*) Lippe, Sclianmbnrg- Lippe, Waldeck - Pyrmont, Oldenburg bezüglich 
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solche Vereinbarungen dadurch zu Reichsrecht erklärt werden, 
so dass also deu beteiligten Staaten die Abänderung, Aufhebung 
und Ersetzung der Verträge durch neue jederzeit freisteht 1 ). 

Infolge der Zuständigkeit der Einzelstaaten für die Zoll- 
und Steuerverwaltung fehlt dem Reiche eine oberste Direktiv- 
behörde in Zoll- und Steuersachen. Das dem Reiche zustehende 
Aufsichtsrecht wird durch den Bundesrat, den Reichskanzler, 
das Reichsschatzamt und die dem letzteren unterstehenden Reichs- 
bevollmächtigten für Zölle und Steuern und Stationskontrolleure 
ausgeübt. Das Reichsschatzamt besorgt in seiner zweiten Ab- 
teilung die ihm Übertragenen Zoll- und Steuerangelegeuheiten, 
wobei ihm zur Erledigung der rechnerischen Arbeiten das Zoll- 
und Steuerrechnungsbureau zur Seite steht, während zur Zu- 
ständigkeit der ersten Abteilung dieses Reichsamts neben dem 
Etat- und Kassenwesen vor allem die Reichsschuldenangelegen- 
heiten und die Verwaltung des Reichsvermögens gehören. 

Aus dem im Art. 36 Abs. 1 RV. aufgestellten Grundsatze 
folgt, dass den einzelnen Bundesstaaten das Organisationsrecht 
bezüglich der Zoll- und Steuerbehörden zusteht. In der Aus- 
übung dieses verfassungsmässigen Rechtes sind sie jedoch in 
zweifacher Hinsicht beschränkt, denn 

1. beschliesst über die Behördenorganisation in den Grenz- 
bezirken der Bundesrat 2 ), 

2. sind sie verpflichtet die Zoll- und Steuerverwaltungsein- 
richtungen, sowie die Organisation der dazu dienenden Be- 
hörden unter Berücksichtigung etwa vorhandener besonderer 



der Fürstentümer Hirckenfeld und Lübeck mit Ausschluss des südlichen Teils; 
Mecklenburg-Schwerin und Strelitz bezüglich einiger Enklaven ; Hamburg und 
Lübeck hinsichtlich einiger Gebietsteile; Schwarzburg-Rudolstadt und Schwarz- 
burg-Sondershausen bezüglich ihrer Unterherrschaften und Sachsen - Kobnrg- 
Gotha bezüglich einiger Gemeinden haben die Erhebung der Zölle und 
Reichssteuern Preussen übertragen; s. unten S. 65 ff. 

') v. Seydel, Reichsverf. S. 249; Laband, Staatsrecht IV S. 423 ff.; 
Haenel, Staatsrecht S. 405 ff.; Arndt, Reichsverf. S. 228, Staatsrecht S. 393; 
Rauchalles S. 144. A. A. wohl Delbrück S. SOff., wenn er sagt, die 
Verfassung entschied sich dafür, die Ausübung der Zollverwaltung durch 
solche Staaten, welche dieselbe bisher an einen anderen Staat durch Vertrag 
übertragen hatten. auszuKchliessen. 

*> Im Zollvereine waren hierfür die (»eneralzollkonferenzen zuständig. 
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Verhältnisse in Übereinstimmung zu bringen und für die 
Gleichmässigkeit des Verfahrens bei den Behörden unter 
Handhabung der gegebenen Vorschriften Sorge zu tragen 1 ). 
In jedem Bundesstaate mit Ausnahme des Thüringischen 
Vereinsgebietes ist daher gemäss Art. 19 Abs. 3 und 4 ZW. vom 
8. Juli 1867 die Leitung des Dienstes der Lokal- und Bezirks- 
behörden, sowie die Vollziehung der gemeinschaftlichen Zoll- 
und Steuergesetze einer oder mehreren Zoll- und Steuerdirektionen 
übertragen worden, welche ihrerseits ihrer vorgesetzten obersten 
Landesfinanzbehörde untergeordnet sind, wobei in dem Thürin- 
gischen Vereinsgebiete der Generaldirektor dem Bundesrate und 
den Zoll- und Steuerbehörden der andereu Bundesstaaten gegen- 
über die Stelle einer Zoll- und Steuerdirektion einnimmt 2 ). 

Hiernach lassen sich in jedem Bundesstaate 3 Instanzen 
für die Zoll- und Steuerverwaltung unterscheiden 8 ): 

1. Unterbehörden sind die Lokal- und Bezirksbehörden. 

Als Bezirksbehörden fungieren die Hauptzoll- und Steuer- 
ämter im Innern und an der Grenze, als Lokalbehörden die 
Nebenzollämter 1. und 2. Klasse an der Grenze und die Zoll- 
und Steuerämter im Inneren 4 ). 

2. Mittelbehörden sind die Zoll- und Steuerdirektionen & ). 

3. Zentralbehörde ist das Finanzministerium eines jeden 
Bundesstaates, bzw. die Senatskommissionen für Zoll- und 
Steuerwesen des Hamburger, Bremer und Lübecker Senats. 

II. Im Reichszollgebiete bestehen folgende Zoll- und 
Steuer Verwaltungen: 

I Preussen — II Bayern — III Sachsen — IV Württem- 
berg — V Baden — VI Hessen — VII Mecklenburg — 
VIII Thüringer Verein — IX Oldenburg — X Braunschweig — 

') Art. 3 § 6 ZW. vom 8. Juli 1867. 

2 ) Vgl. v. May r, Zollverwaltung i. Wörterbuch «1. Verwaltungsrechts II 970. 

') Vgl- 8 3-1 de 8 ErbscbStG. vom 3. Juni 1906, wonach die Verwaltung 
des Erbschaftssteucrwesens durch die von der Landesregierung hierzu be- 
stimmten Steuerstellen (Erbscbaftssteuerämter) geführt wird; diese unterstehen 
anderen gleichfalls von der Landesregierung zu bestimmenden Behörden (Ober- 
bebörden) und letztere der obersten Landesfinanzbehörde. 

*) Bezügl. ihrer Amtsbefugnisse usw. vgl. VZG. vom 1. Juli 1869 §§128— 133. 

6 ) In Preussen die Oberzolldirektionen (bis 1908 Provinzialsteuerdirektioneu 
genannt;. • In Bayern die Generaldirektion der Zölle und indirekten Steuern 
in MUuchen. 
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XI Anhalt — XII Lübeck — XIII Bremen — XIV Hamburg 
— XV Elsass-Lothriugen — XVI Luxemburg. 

In den Hansestädten Bremen, Lübeck und Hamburg wurden 
auf Kosten des Zollvereins, und zwar in Bremen 1 ) nach dem 
Vertrage vom 26. Januar 1856 Art. 6 am 1. Januar 1857, in 
Lübeck 2 ), welches seit dieser Zeit zum Zollvereine gehört, am 
11. August 1868 und in Hamburg 3 ) am 31. Oktober 1868 „zoll- 
vereinsländische" Hauptzollämter errichtet, welche den nächst- 
gelegenen preussischen Proviuzialsteuerdirektionen in Hannover 
(für Bremen) bzw. Altona (Hamburg und Lübeck) unterstellt 
wurden. 1872 erhielten diese Hauptzollämter durch den Reichs- 
kanzlererlass vom 26. August 1872 4 ) den Titel „Kaiserliche 
Hauptzollämter" 5 ). Mit dein 1. April 1883 wurde das Haupt- 
zollamt in Bremen in ein preussisches und dasjenige in Lübeck 
in ein Lübecksches Hauptzollamt umgewandelt 6 ). Hinsichtlich 
des Hanptzollamts in Hamburg erging an den Reichskanzler 
unterm 12. März 1884 ein Allerhöchster Erlass, worin bestimmt 
wurde, dass die dem zollvereinsläudischen Hauptzollamte in 
Hamburg ohne Kaiserliche Genehmigung beigelegte Bezeichnung 
„Kaiserlich" von demselben in Zukunft nicht mehr geführt 
werden dürfe 7 ). Seit dem am 15. Oktober 1888 erfolgten An- 
schlüsse von Hamburg und Bremen an das Reichszollgebiet er- 
heben und verwalten beide Städte die Zölle und Steuern inner- 
halb ihres Gebiets im eigenen Namen. Als oberste Landes- 
finanzbehörde fungiert in beiden Städten wie in Lübeck auch 
der Senat. Zoll- und Steuerdirektivbehörde ist in Hamburg 
eine Generalzolldirektion, in Bremen eine Zolldirektion, denen 
6 bzw. 2 Hauptzollämter uuterstellt sind K ). In Lübeck ist 
die Funktion der Zolldirektivbehörde dem kgl. preussischen 

•) Zollvereinsvertrüge Bd. IV S. 342 , 355 ff., 409 § 19 des Hauptprot. 
der Vollzugskomnmsion. 

') Ebendort Bd. V S. 178, Prot, vom 14. Mai 184»8. 
»j Ebendort Bd. V 8. 513 ff. 
*) RGBl. S. 37«. 

5 ) Bezüglich dieser 3 Ilauptzollämter und dieser Amtsbezeichnung vgl. 
Reiehstagsverhandl. 1881 S. 471 ff., 481 ff., v. Scydel, Reichsverf. S. 222«. 
•) Zentralblatt 188IJ S. 85. 
*) RGBl. 8. 24. 

H ) Zentralblatt 1K88 8. 915 ff., 918 ff. , 18% 8.419 Die Hamburgschen 
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Provinzialsteuerdirektor für Schleswig-Holstein in Altona über- 
tragen, der zugleich das Amt eines Lübeckschen Oberzolldirektors 
bekleidet l ). 

Die Direktivbezirke, in die das Reichszollgebiet einge- 
teilt ist, setzen sich wie folgt zusammen 2 ): 
I. In Preussen. 

I. Direktivbezirk Ostpreussen; 2. Westpreussen einschl. 
einiger Ortschaften von Brandenburg und Posen; 3. Brandenburg 
einschl. Berlin und einigen Ortschaften von Posen und Mecklen- 
burg-Schwerin; 4. Pommern; 5. Posen mit einigen Ortschaften 
von Brandenburg; 6. Schlesien; 7. Sachsen mit Gebietsteilen 
von Hannover, einigen Gemeinden von Sachsen -Koburg- Gotha 
und den Unterherrschaften der Fürstentümer Schwarzburg- 
Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershauseu ; 8. Schleswig-Hol- 
stein mit Gebietsteilen von Hannover, einigen Mecklenburg- 
Strelitzschen Enklaven, dem Oldenbnrgschen Fürstentum Lübeck 
mit Ausschluss des südlichen Teils, einigen Stadt Lübeckschen 
Enklaven im preussischen Kreise Lauenburg und den Hamburg- 
seben Gebietsteilen rechts der Elbe; 9. Hannover mit einigen 
Oldenburgischen und Hamburgischen Gemeinden und dem Fürsten- 
tum Schaumburg - Lippe ; 10. Westfalen mit Gebietsteilen von 
Hessen-Nassau und den Fürstentümern Lippe und Waldeck- 
Pyrmont; 11. Hessen-Nassau; 12. Rheinland mit dem Olden- 
burgischen Fürstentum Birckenfeld; 13. Hohenzollern. 

II. Direktivbezirk Bayern einschliesslich des Sachsen- 
Weimarischen Amtsgerichtsbezirkes Ostheim (ausschliesslich Ort 
Melpers), des Sachsen-Koburg-Gothaischen Amtsgerichtsbezirkes 
Königsberg i. Fr. und der österreichischen Gemeinden Jungholz 
und Mittelberg. 

III. Direktivbezirk Sachsen; IV. Direktivbezirk Württem- 
berg; V. Direktivbezirk Baden; VI. Direktivbezirk Hessen; 

VII. Dircktivbezirk Mecklenburg (Schwerin und Strelitz); 

VIII. Direktivbezirk Thüringer Verein (Gebietsteile von 
Preuss. Sachsen und Hessen-Nassau, Sachsen-Weimar, Sachsen- 
Meiningen, Sachsen -Altenburg, Sachsen -Koburg -Gotha, Ober- 
Hauptzollämter sind: 1. Jonas, 2. Kehrwieder, 3. St. Annen, 4. Ericus, 
5. Entenwärder, 6. Meyerstrasse; die Bremischen: 1. Bremen, 2. Bremerhaven. 

') Zentralblatt S. 85. 

*) Vgl. v. Aufsess-Wiesiuger S. 02 ff. 

Spöck, Ueichs- und Landoslluauzeu 5 
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herrschaften von Schwarzburg- Rudolstadt und Schwarzburg- 
Sondershausen, Reuss ä. L. und Reuss j. L.) mit der Gross- 
herzoglich Sächsischen Generalzoll- und Steuerdirektion in Er- 
furt; IX. Direktivbezirk Oldenburg mit dem preussischen 
Jadegebiet; X. Direktivbezirk Braun schweig; XI. Direktiv- 
bezirk Anhalt; XII. Direktivbezirk Lübeck einschliesslich 
des südlichen Teils des gleichnamigen Oldenburgischen Fürsten- 
tums; XIII. Direktivbezirk Bremen; XIV. Direktivbezirk 
Hamburg; XV. Direktivbezirk Elsass-Lothringen und XVI 
Direktivbezirk Luxemburg. 

In einigen Bundesstaaten ist die Erhebung und Verwaltung 
der Wechselstempelsteuer 1 ) und der Reichsstempelabgaben 8 ) 
nicht den allgemeinen Zoll- und Steuerbehörden, sondern anderen 
Behörden übertragen. 

Innere SteuerÄmter können die Einzelstaaten innerhalb 
ihres Gebietes in beliebiger Zahl errichten 3 ), weil deren Kosten 
nicht in die Gemeinschaft fallen, ebenso ist ihnen die Bildung 
der Zoll- und Steuerdirektionen und die Einrichtung des Ge- 
schäftsganges derselben überlassen 4 ). In notwendiger Konse- 
quenz folgt aus Art. 36 RV. weiter, dass den Bundesstaaten 
auch das Recht zusteht die Beamten und Bediensteten der 
Zoll- und Steuerbehörden zu ernennen, die Zuständigkeit und 
die Dienstverhältnisse derselben zu regeln, sowie die Disziplin 
über dieselben auszuüben. Sie haften daher auch für die 
Diensttreue ihrer Beamten und Diener, sowie für die Sicherheit 
der Kassenlokale und Geldtransporte, so dass Ausfälle an den 
von ihnen erhobenen Reichsein nahmeu, welche durch Dienst- 
untreue eines Angestellten oder durch Entwendung bereits ein- 

*) Der Verkauf der Wechsel Stempel marken erfolgt durch die Postan- 
stalten, welche die Einnahmen davon auch verrechnen. Die Einleitung von 
Untersuchungen und der Erlass von Strafbescheiden nach § 18 des Ges. vom 
10. Juni 1869 geschieht in Bayern und Württemberg nicht durch die Zoll- 
uud Steuerbehörden, sondern in Bayern durch die Rentämter und Kreisfis- 
kalate (K. Ver. vom 8. Mai 1871) uud in Württemberg durch die Überämter, 
Kameralämter uud Umgeldkommissariate (MiuReskr. vom 22. Dezember 1870). 

*) So in Bayern den Rentämtern uud Reg.-Fin.-Kammeru. In Preusscn 
wird die Revision der Bauken usw. von den Stempelfiskalen, in Mecklenburg, 
Hamburg und Lübeck durch Richterbeamte vorgenommen. 

*) Art. 16 Abs. 3 ZW. vom 8. Juli 1867. 

«) Art. 19 Abs. 3 daselbst. 
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gezahlter Gelder entstehen, von demjenigen Bundesstaate, 
welcher den Beamten anstellte oder die entwendeten Beträge 
erhob, vertreten werden müssen und ihm bei der nächsten Ab- 
rechnung zur Last fallen 1 ). Dabei haben aber die Einzel- 
staaten nicht nur strafrechtliche Veruntreuungen, sondern jedes 
Versehen und jedwede Nachlässigkeit ihrer Beamten dem 
Reiche gegenüber zu verantworten 2 ). Der gesamte amtliche 
Schriftwechsel in den gemeinschaftlichen Zoll- und Steuer- 
angelegenheiten zwischen den Beamten und Behörden der Bundes- 
staaten wird im ganzen Umfange des Reichsgebietes portofrei 
befördert uud ist zu diesem Behufe mit der äusseren Bezeich- 
nung ..Reichsdienstsache" zu versehen 3 ). 

III. Jeder Bundesstaat hat die Kosten der Zoll- und 
Steuererhebung und Verwaltung innerhalb seines Gebietes 
selbst zu tragen mit Ausnahme der Kosten der Grenzzoll Verwaltung 
und der übrigen im Art. 38 RV. bezeichneten Erheb ungs- und Ver- 
waltungskosten bezüglich der Reichssteuern, welche vom Reiche 
nach Massgabe der genannten Verfassungsbestimmungen zurück- 
erstattet werden müssen. Der Zoll- und Steuerfiskus ist sonach 
Landes-, nicht Reichsfiskus, die Zoll- und Steuerbeamten Landes-, 
nicht Reichsbeamte. Die Bundesstaaten erheben und verwalten 
die Zölle und Reichssteuern innerhalb ihres Gebietes im eigenen 
Namen, aber nicht für eigene Rechuung, sondern für Rechnung 
des Reiches, jedoch nicht etwa als Organe oder Beauftragte 
des Reiches, sondern auf Grund eines ihnen durch die Reichs- 
verfassung beigelegten bzw. erhaltenen Rechtes. Dem Steuer- 
pflichtigen gegenüber gelten aber die einzelnen Bundesstaaten 
als zur Erhebung berechtigt. Die erhobenen Abgaben fliessen 
zunächst in die Landeskassen und gehen dadurch in das Eigen- 
tum desjenigen Staates über, dessen Behörden sie vereinnahmten 4 ). 
Von diesen Roheinuahmen dürfen die Einzelstaaten die ihnen 
nach Art. 38 RV. gebührenden Erhebungs- und Verwaltungs- 

») Art. 16 Abs. 2 ZW. 

a ) La band, Staatsrecbt IV S. 467; a. A. Delbrück S. 78, welcher 
die Haftung nur für Dienstuntreue im strafrechtlichen Sinne gelten lassen 
will, ebenso Arndt, Staatsrecht S. 393. 

*) Art. 16 Abs. 4 ZW. vom 8. Juli 1867 und Ges. vom 5. Juui 1869 § 12, 
BGBl. S. 143, welches seit 1. Januar 1872 im ganzen Reiche gilt. 

*) Vgl. KGEntsch. i. Zivils. V S. 40 ff., XI S. 75, 93, 96, XX S. 148 ff. ; 

;>* 
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kosten abziehen, die Reinerträgnisse haben sie an die Reichs- 
kasse abzuführen. Insoweit sind die Bundesstaaten Schuldner 
des Reiches uud haften diesem für die richtige Ablieferung 
der erhobenen Zölle und Steuern. Die abgelieferten Reinerträge 
werden im Reichsbudget gebucht. 

Bei der Erhebung und Verwaltung der Zölle und Reichs- 
steuern sind die Einzelstaaten an die Bestimmungen der Gesetze 
und Verordnungen des Reiches gebunden und dürfen daher mit 
Ausnahme der Zoll- und Steuerbefreiungen bzw. Rückvergütungen 
für die Hofhaltung der Souveräne und ihrer Häuser, sowie die 
au ihren Höfen beglaubigten Botschafter 1 ) usw., bezüglich 
deren die Bundesstaaten auf ihre Rechnung zollpflichtige Gegen- 
stände mittels Freipässen ohne Abgabenentrichtung eingehen 
lassen können, ohne ausdrückliche Ermächtigung durch Reichs- 
gesetze oder Bundesratsbeschlüsse Zoll- und Steuerbefreiungen, 
— Nachlässe 2 ), — Vergünstigungen und Kredite nicht einmal 
auf ihre eigene Rechnung gewähren. Dabei gilt als selbstver- 
ständlich der Grundsatz, dass solche Vergünstigungen für Ge- 
werbetreibende die Konkurrenz der Fabrikanten anderer Bundes- 
staaten nicht erschweren dürfen 3 ), ebensowenig sind einseitige 
Ausfuhrvergünstigungen eines Bundesstaates durch Rückzölle 
und Prämien zulässig. Derartige Zoll- und Steuerbefreiungen 
usw. fallen jeweils dem Einzelstaate, der sie gewährt, dem 
Reiche gegenüber zur Last. 

Bezüglich der übrigen verfassungsmässigen Grundlagen der 
finanzrechtlichen Beziehungen zwischen Reich und Staaten muss 
auf die folgenden Kapitel verwiesen werden. 

Haenel, Staatsrecht S. 400; Arndt, Reichsverf. S. 227; v. Seydel, Reicbs- 
verf. S. 249 ff.; Rauchalles S. 144; Zorn, Staatsrecht II S. 743; Laband, 
Staatsrecht IV S. 426. 

*) Art. 15 ZW. vom 8. Juli 1867 und Bnndesratsbeschluss vom 29. April 
1872 § 199 der Prot., wonach Rückvergütungen der tarifmässigen Abgabeu, 
welche den beim Reich beglaubigten Botschaftern usw. gewährt werden, vom 
1. Januar 1872 an auf die Reichskasse übernommen werden; vgl. ferner bayer. 
Zollgesetz vom 17. November 1837. 

*) v ff ! §§ 5 ff., 12 des Zolltarifges. vom 25. Dezember 1902, § 118 Abs. 2 
VZ(i. vom 1. Juli 1869, Bundesratsbeschluss vom 21. Dezember 1873, Salz- 
Übereinkunft vom 8. Mai 1867, Art. f> § 20 des RStempelO. vom 3. Juni 1906. 

•) § 23 des Hauptprot. d. Münchner Vollzugskoramission von 1834 (Zoll- 
vereinsverträge Bd. I S. 270), Delbrück S. 60. 



Digitized by Google 



Lebenslauf 



Ich bin am 10. Oktober 1883 zu (Tärtenroth in Ober- 
franken geboren als Sohn des verst. k. Pfarrers Heinrich 
Speck und seiner Ehefrau Johanna, geb. Roder. Ich bin wie 
meine Eltern protestantisch. Ich besuchte die Elementar- 
schule des k. alten Gymnasiums in Nürnberg, die Lateinschule 
in Windsbach, das k. alte Gymnasium in Regensburg und ab- 
solvierte 1901 das k. T heresiengymnasium in München. Im 
gleichen Jahre bezog ich die k. Universität München und trat 
am 1. Oktober desselben Jahres als Einjährig- Freiwilliger in 
das k. bayer. 2. Inf. -Reg. „Kronprinz 1 ' in München ein. Im 
Jahre 1905 bestand ich die I. juristische Prüfung an der k. 
Universität München und trat hierauf in die Vorbereitungs- 
praxis über. Mit Patent vom 24. Januar 1906 wurde ich zum 
k. Leutnant d. R. des k. bayer. 2. Inf. -Reg. „Kronprinz" be- 
fördert. Am 29. Mai 1907 promovierte ich an der k. Universität 
Würzburg und unterziehe mich im Dezember dieses Jahres dem 
juristischen Staatskonkurse. 
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